Mitteilung des Senats
an die Stadtbiirgerschaft
vom 18. Mail 2021

Bebauungsplan 2417

fir ein Gebiet in Bremen-Neustadt zwischen Niedersachsendamm,
Werdersee, Huckelrieder Friedhof und noérdlich Hubertushohe
(Bearbeitungsstand: 08.03.2021)

Als Grundlage der stadtebaulichen Ordnung flir das oben naher bezeichnete Gebiet wird
der Bebauungsplan 2417 (Bearbeitungsstand: 08.03.2021) vorgelegt.

Die Deputation fiur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung hat hierzu am 22. April 2021 den
als Anlage beigefligten Bericht erstattet.

Diesem Bericht ist eine Anlage beigefigt, in der die eingegangenen datengeschiitzten
Stellungnahmen einschlieRlich der hierzu abgegebenen Stellungnahmen der Deputation
fur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung enthalten sind.

Der Bericht der Deputation fir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung wird der Stadtburger-
schaft hiermit vorgelegt.

Der Senat schliel3t sich dem Bericht der Deputation fir Mobilitat, Bau und Stadtent-
wicklung einschlieBlich Anlage zum Bericht an und bittet die Stadtblrgerschaft, den
Bebauungsplan 2417 in Kenntnis der eingegangenen Stellungnahmen zu beschlief3en.
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Bericht der Deputation Mobilitat, Bau und Stadtentwick-
lung

Bebauungsplan 2417 ,,Scharnhorst-Areal“

fiir ein Gebiet in Bremen-Neustadt zwischen Niedersachsendamm, Werder-
see, Huckelrieder Friedhof und nordlich Hubertushohe
(Bearbeitungsstand: 08.03.2021)

Die Deputation fir Mobilitdt, Bau und Stadtentwicklung legt den Bebauungsplan 2417
(Bearbeitungsstand: 08.03.2021) und die entsprechende Begriindung vor.

A) Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)

1. Planaufstellungsbeschluss

Die Deputation fir Bau und Verkehr hat am 20. Januar 2011 beschlossen, dass flr
ein Plangebiet in Bremen-Neustadt zwischen Niedersachsendamm, Weserdeich,
Huckelrieder Friedhof und nérdlich Hubertushéhe der Bebauungsplan 2417 aufge-
stellt werden soll (Planaufstellungsbeschluss). Dieser Beschluss ist am 25. Januar
2011 amtlich bekannt gemacht worden. Die stadtische Deputation fiir Mobilitat,
Bau und Stadtentwicklung hat am 28. Mai 2020 den Beschluss gefasst, den Gel-
tungsbereich des Planaufstellungsbeschlusses vom 20. Januar 2011 anzupassen.
Der Bebauungsplan 2417 ist im beschleunigten Verfahren nach § 13a Baugesetz-
buch (BauGB) als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt worden. Die
Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1 BauGB fur ein beschleunigtes Verfahren lie-
gen vor.

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1a
BauGB sind in diesem Bebauungsplanverfahren bewertet und bericksichtigt wor-
den.

2. Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB

Zum Bebauungsplan 2417 ist am 21. November 2017 vom Ortsamt Neustadt/Wolt-
mershausen eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit in einer 6ffentlichen Ein-
wohnerversammlung durchgefiihrt worden. Anderungen in den Planungszielen ha-
ben sich auf Grund der Einwohnerversammlung nicht ergeben.

Das Ergebnis dieser Offentlichkeitsbeteiligung ist von der Deputation fiir Mobilitat,
Bau und Stadtentwicklung vor Beschluss der offentlichen Auslegung behandelt
worden.

3. Frihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 2417 ist am 16.
November 2017 die frihzeitige Behdrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB
durchgefiihrt worden. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Planung eingeflos-
sen.
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4. Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4a Abs.
2 BauGB und o6ffentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

Die offentliche Auslegung geman § 3 Abs. 2 BauGB und die Anhérung der zustan-
digen Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2
BauGB sind flr den Bebauungsplan 2417 gleichzeitig durchgeflihrt worden (§ 4a
Abs. 2 BauGB).

Die Deputation fur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung hat am 28. Mai 2020 be-
schlossen, den Entwurf zum Bebauungsplan 2417 mit Begrindung 6ffentlich aus-
zulegen.

Der Planentwurf mit Begrindung hat vom 16. Juni 2020 bis 28. Juli 2020 gemaf

§ 3 Abs. 2 BauGB bei der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau éffentlich ausgelegen. Als zusétzliche Offentlichkeits-
beteiligung konnten der Planentwurf und die Begriindung sowie die nach Einschat-
zung der Stadtgemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen Uber das Internet wahrend der Auslegungszeit abgerufen werden.

Die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind Gber die 6ffentliche
Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet worden.

5. Ergebnis der Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager offentlicher Belange

5.1 Stellungnahme der Architektenkammer vom 28.7.2020

,Der Ausschuss fur Stadtebau und Umweltplanung begrtf3t die Konversion des
ehemals militarisch genutzten Kasernengelandes zu einem Wohnquartier.

Der Ausschuss kann den formulierten Planungszielen folgen, ein neues Gebiet
zu entwickeln, um das Wohnraumangebot in Huckelriede durch attraktive Neu-
bauten zu erweitern und damit die stadtebauliche Entwicklung konkret zu steu-
ern.

Im differenzierten stadtebaulichen Konzept fir den westlichen Bauabschnitt kann
der Ausschuss eine hohe Qualitat erkennen.

Weniger nachvollziehbar ist die Erweiterung der Bebauung auf dem Areal des
Huckelrieder Friedhofs mit Denkmalstatus. In der Begriindung wird die in An-
spruch genommene Teilflache als ,untergeordnet zur Gesamtfriedhofsflache™ be-
wertet.

Weiter heildt es in der Begriindung: Durch seine heutige Nutzung als Lagerplatz
fur Erden und seine optisch markante Trennung vom restlichen Teil des Fried-
hofsgelandes durch eine dichte Baumreihe, wirkt die Flache bereits heute nicht
als Teil des Friedhofsensembles, sondern eher dem Kasernengrundstiick zuge-
horig. Die fur den Friedhof bedeutsamen Merkmale wie der Baumgurtel, das
Wegesystem, die Grabfelder sowie die architektonischen Elemente und somit
das Gesamtensemble werden durch das Herauslosen des Teilgrundsticks nicht
beeintrachtigt."

Dieser Argumentation kann der Ausschuss nicht folgen. Lagerflachen von Boden
und Schnittgut sind selbstverstandlicher Bestandteil von Friedhdfen und gehdren
folglich zu jedem Friedhof. Dass diese Flache als nicht zum Friedhofsensemble
zugehorig angesehen wird, I8sst nicht daraus schlussfolgern, dass diese Flache
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durch eine dichte Bepflanzung von dem Park- und Graberareal optisch abge-
grenzt wird. Durch Auslichten der Strauchpflanzung ware der optische Bezug
leicht herzustellen.

Uberdies hat die Flache aufgrund ihres Zusammenhangs mit dem Naherholungs-
raum Werdersee sowie mit dem Deichweg eine nicht unerhebliche Bedeutung als
Teil dieses Grunraums. Mit der im Bebauungsplan vorgesehenen Bebauung
wirde diese Funktion beeintrachtigt werden.

An dieser Stelle wird auf die jahreszeitlichen Unterschiede einer Bepflanzung hin-
gewiesen. Fir ca. 5 bis 6 Monate ist die Bepflanzung unbelaubt und lasst einen
visuellen Bezug zu. Gerade im Hinblick auf die vorhandenen Hauptwege bedeu-
tet dies, dass eine Bebauung uber eine grofRe Entfernung sichtbar ist und in den
Friedhof hineinwirkt. Ein weiterer dritter Weg der inneren GrabererschlieRung
fuhrt direkt auf die neue Bebauung zu.

In diesem Zusammenhang kann eine Gebaudehdhe von vier und funf Geschos-
sen nicht als ,behutsam" bezeichnet werden.

Die geplante Bebauung wird fur den Friedhof im Gegensatz zu einer flachen Bo-
denmiete und Schnittgutkompostierung eine Dominanz und Prasenz entwickeln,
die stadtebaulich und freiraumplanerisch nicht vertretbar ist.

Der Ausschuss sieht es daher fir den Ort als angemessener, die dstliche Teilfla-
che des B-Plans beim Huckelrieder Friedhof zu belassen und z.B. als Parkbe-
reich des Friedhofs aufzuwerten.”

Die Deputation fir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung gibt dazu folgende Stel-
lungnahme ab:

Die positive Beurteilung wird zur Kenntnis genommen.

Die angesprochenen Teile des Friedhofes werden fir die Friedhofsnutzung nicht
mehr bendtigt. Die bendtigten Lagerflachen sollen an anderer Stelle und im Zu-
sammenhang mit der mehrere Standorte im Bremer Suden betreffenden Neuord-
nung der Betriebshoéfe des UBB geschaffen werden. Auch fir Grab- oder Urnen-
felder ist diese Flache nicht vorgesehen.

Ebenso wurde die hier angesprochene alternative Umnutzung fur Naherholungs-
und Freizeitaktivitaten in Erwagung gezogen. Angesichts der weiter anhaltenden
Nachfrage nach Wohnraum in der Stadt wurden jedoch in der Gegenuberstellung
der jeweiligen Belange der Schaffung von Wohnraum ein noch héheres Gewicht
beigemessen. Dabei wird auch gesehen, dass das grof3e bestehende Naherho-
lungsgebiet Werdersee durch die Planung nicht beeintrachtigt wird und in seiner
Funktion vollumfanglich erhalten bleibt. Neben der jlingst eingerichteten &ffentli-
chen Grinflache in Verlangerung des Niedersachsendamms, auf der bereits
Spiel- und Sportmaoglichkeiten bestehen, werden auch im neuen Wohnquartier
Raume geschaffen, die u.a. zur Kommunikation, Identifikation und Integration
beitragen kdénnen. Gerade die Wegeverbindungen zum Werdersee bieten hierzu
gute Voraussetzungen.

Zur Minderung der auch hier angesprochenen Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild wurden die Gberbaubaren Grundstiicksflachen so angeordnet, dass
der schitzenswerte Baumbestand in diesem Bereich mit Ausnahme von 3 Bau-
men erhalten werden kann. Insbesondere die Baumkulisse um die ehemalige La-
gerflache des Friedhofes kann erhalten bleiben, so dass die neuen Gebaude mit
einer reglementierten Hohe baulicher Anlagen gut in die Umgebung eingebunden
werden.
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Zum Schutz des Baumbestands wird mit den Uberbaubaren Grundstucksflachen
und den Tiefgaragen ein Mindestabstand von 1,5 m zu den Baumkronen einge-
halten, so dass nicht zu dich an den Baumbestand herangebaut werden kann
und eine ausreichende Belichtung der Gebaude sichergestellt werden kann.
Der Meinung der Architektenkammer kann an dieser Stelle nicht gefolgt werden.

Die Deputation flr Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung empfiehlt, den Planent-
wurf nicht zu verandern.

5.2 Stellungnahme der Bremer Stralienbahn AG vom 16.07.2020

»,Nach Durchsicht der uns Gbermittelten Unterlagen zu der geplanten MaRnahme
teilen wir lhnen mit, dass unsererseits folgende Bedenken gegen lhr Vorhaben
bestehen:

Das Planungsgebiet liegt am dufReren Rand der Erschlielungsradien der Halte-
stellen Huckelriede und Friedhof Huckelriede. Eine bessere ErschlieRung mittels
eines OPNV-Angebotes entlang des Niedersachsendamms bis zur Héhe Roland-
Klinik ist aus wirtschaftlichen Griinden nicht moglich. Es ist daher sinnvoll, die
vorhandene OPNV-ErschlieBung durch die beiden genannten Haltestellen zu op-
timieren. Dies kdnnte mit einer neuen Wegebeziehung vom 6stlichen Bereich des
Planungsgebietes in Richtung der Haltestelle Friedhof Huckelriede ermoglicht
werden. Dabei kénnten auch vorhandene Wegebeziehungen des Friedhofs Hu-
ckelriede mitbetrachtet werden. Wir bitten daher um Prifung einer neuen Wege-
verbindung entlang des Friedhofs Huckelriede zur gleichnamigen Haltestelle.

Die Deputation fur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung gibt dazu folgende Stel-
lungnahme ab:

Fir eine langfristige Verbesserung der OPNV-Andienung des Bereiches am
nordlichen Niedersachsendamm wurden bei dessen Umgestaltung die baulichen
Grundvoraussetzungen bereits hergestellt. Von einer aktuellen Erganzung einer
OPNV-Haltestelle an der Roland-Klinik geht die Bebauungsplanung 2417 aber
auch nicht aus. Langfristig, d.h. wenn weitere Kasernenflachen oder auch Lager-
flachen des Friedhofes nicht mehr bendétigt werden und die avisierte Wohnnut-
zung dort geplant wird, kann eine entsprechende Wegeverbindung eingeplant
werden. Der Prifbitte wird im Zuge dieser anschlieRenden Planungen entspro-
chen. Derzeit ist dies im vorliegenden Planverfahren jedoch nicht moglich; das
Wegenetz des Friedhofes kann nur im Rahmen der Offnungszeiten mitbenutzt
werden.

Zur Verbesserung der Wegebeziehung zur Umsteigestelle Huckelriede wird eine
Optimierung der Querungssituation am Buntentorsdeich Uberprift.

Die Deputation fir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung empfiehlt, den Plan un-
verandert zu lassen.

5.3 Beschluss des Beirates Neustadt vom 03.09.2020

,Der Beirat Neustadt begrii3t, dass gegentiber den urspriinglichen Vorstellungen
fur die Bebauung des Scharnhorstquartiers die Hohe der geplanten Gebaude re-
duziert wurde. Der Beirat lehnt ausdricklich Staffelgeschosse ab, welche die jetzt
geplanten Héhen der Gebaude Uberschreiten.

Im weiteren Verlauf des Verfahrens ist eine friihzeitige und umfassende Beteili-
gung des Beirats Neustadt erforderlich. Ebenso fordert der Beirat eine ernsthafte
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und umfassende Beteiligung der Birgerinnen und Birger Huckelriedes an den
Planungen.

Die von mehreren Burgerinnen, Burgern und Stadtteilinitiativen eingebrachten
Bedenken und Vorbehalte gegentiber der Gesamtplanung werden vom Beirat
Neustadt in vielen Punkten geteilt.

Der Beirat Neustadt lehnt eine Bebauung des aktuellen Lagerplatzes des Um-
weltbetriebs Bremen auf dem Huckelrieder Friedhof ab und fordert weiter,

. ein Verkehrskonzept unter Berlcksichtigung aller in Huckelriede aktuell
durchgeflihrten und geplanten Bauvorhaben (exemplarisch sind hier zu nennen:
das ehemalige Brinkmanngelande an der Kornstral3e, die Gartenstadt Werder-
see, der Betriebshof von UBB am Huckelrieder Friedhof, das Studierendenwohn-
heim und die Bebauung auf der ehemaligen Wendeschleife),

. eine Erganzung der Verkehrsuntersuchung um die Verkehrsarten Radfah-
rende, FuRganger und FuRgangerinnen (hierbei sind besonders die Belange von
Kindern sowie Seniorinnen und Senioren zu bericksichtigen),

. eine Uberpriifung der geplanten Grundflachenzahl und Geschossflachen-
zahl sowie der H6he der geplanten Gebaude.

Die Senatorin fur Kinder und Bildung wird aufgefordert zu prifen, ob auf dem Ge-
Iande - auch unter Bericksichtigung zukinftiger Bedarfe - eine Kita geschaffen
werden muss.

Der Beirat Neustadt wird sich im weiteren Verfahren dafiir einsetzen, dass die
geplante Bebauung soziale und 6kologische Anforderungen des Stadltteils in be-
sonderer Weise berticksichtigt.”

Die Deputation flr Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung gibt dazu folgende Stel-
lungnahme ab:

Mit der Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse in Verbindung mit den festge-
setzten Gebaudehohen sollen gemal dem stadtebaulichen Konzept Staffelge-
schosse nur bei den drei Gebauden im WA 1 an der ErschlieRungsstrale errich-
tet werden. Die jetzt geplanten Hohen der Gebaude werden nicht Gberschritten.
Die Beteiligungen des Beirates und der Offentlichkeit entsprechen den Vorschrif-
ten des BauGB. Darlber hinaus wurde die Planung am 03.09.2020 durch Vertre-
ter der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Woh-
nungsbau und der GEWOBA in einer 6&ffentlichen Beiratssitzung vorgestellt und
ein weiteres Feedback ermdglicht.

Fur den Bereich des derzeitigen Lagerplatzes des Umweltbetriebs Bremen (UBB)
sieht der Bebauungsplan weiterhin eine Bebauung vor. Die mégliche Wohnbe-
bauung ist in ihrer Dimensionierung der ortlichen Situation angepasst und stellt
eine sinnvolle und erforderliche Nachnutzung aufzugebender Friedhofsflachen
dar.

Die Verkehrsuntersuchung berlcksichtigt die in der Umgebung geplanten Vorha-
ben, die bereits relevanten Verkehr auslésen. Fir das Gelande des ehemaligen
Autohauses Brinkmann an der Kornstral3e wird derzeit ein Bebauungsplan 2529
erstellt. Der Bebauungsplanentwurf 2529 und ein Mobilitatsgutachten fur dieses
Bebauungsplanverfahren steht noch aus.

Fur Radfahrende und zu Full Gehende liegen Erkenntnisse aus Zahlungen aus
dem Jahr 2019 vor. Die Begrindung zum Bebauungsplan wird durch entspre-
chende Aussagen erganzt.
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Die geplante GRZ und GFZ sowie die Hohe der geplanten Gebaude entsprechen
dem stadtebaulichen Konzept und haben keinen Anpassungsbedarf.

Mit E-Mail vom 09.09.2020 bestéatigte die Senatorin flr Kinder und Bildung (SKB),
dass in dem Bebauungsplangebiet kein Bedarf fir die Errichtung einer Kita be-
steht. Demnach ist ein Zuzug im Scharnhorstquartier bereits in die aktuelle Kita-
Ausbauplanung fur die Neustadt eingerechnet. Fur die Weiterentwicklung der
Kita-Angebote in der Neustadt sind das KuFZ Neustadtswall, die Kita am Kirch-
weg (Silberwarenfabrik), die Kita Gartenstadt Werdersee und die Kita Del-
mestrale benannt. Der mogliche Neubedarf aus dem Scharnhorst-Areal (ca. 250
Wohnungen) soll im Kita-Neubau Gartenstadt-Werdersee oder in den umliegen-
den Kitas abgedeckt werden.

Durch die geplanten Sozialwohnungen, die fir einen weiteren Teil vorgesehene
preisgedampfte Mietwohnungen und gemeinschaftliche Freianlagen mit Gemein-
schaftsrdumen sowie die Mdglichkeit fur Bau-/Mietgemeinschaften sichert die
GEWOBA die Umsetzung sozialer Anforderungen in hohem Mal3e ab. Das vor-
gesehene Niederschlagswasser- und Freiraumkonzept sowie die Absicht der GE-
WOBA, ambitionierte energetische Anforderungen bei der Gebaudeplanung um-
zusetzen, zeigt den 6kologischen Anspruch des Gebietes.

Die stadtische Deputation fir Mobilitdt, Bau und Stadtentwicklung empfiehlt, der
Stellungnahme aus den vorgenannten Griinden nicht zu folgen.

Einige Behdrden und sonstige Trager o6ffentlicher Belange haben Hinweise vor-
gebracht, die zu redaktionellen Anpassungen/Erganzungen des Planentwurfs
und der Begriindung gefihrt haben. Auf den Gliederungspunkt 7. dieses Berich-
tes wird verwiesen.

Nach Klarung bestimmter Fragen haben die Ubrigen Behorden und sonstigen
Trager offentlicher Belange gegen die Planung keine Einwendungen.

6. Stellungnahmen der Offentlichkeit

Anlasslich der &ffentlichen Auslegung sind Stellungnahmen aus der Offentlichkeit
eingegangen. Diese sowie die dazu abgegebenen Empfehlungen der Deputation
fur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung sind in der Anlage zu diesem Bericht der
Deputation aufgefihrt.

7. Anpassungen/Erganzungen des Planentwurfes und der Begriindung nach der 6f-
fentlichen Auslegung

Nach der 6ffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgefiihrten Behérdenbe-
teiligung sind der Planentwurf und die Begriindung redaktionell und inhaltlich Gber-
arbeitet und erganzt worden.

7.1 Anpassungen/Erganzungen des Planentwurfs

o Kilarstellung in der Planzeichnung zur besseren Unterscheidung zwischen priva-
ten und offentlichen Grunflachen.
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Nachrichtliche Ubernahme des 20-m-Streifens landseitig zur Hochwasser-
schutzanlage. Innerhalb dieses Streifens bedurfen Anlagen jeglicher Art der Be-
freiung der Oberen Wasserbehérde.

Nachrichtliche Ubernahme des Gartendenkmals Huckelrieder Friedhofs auf dem
Teilbereich des Allgemeinen Wohngebietes mit der Bezeichnung WA 2. Bei der
vorgesehenen Wohnbebauung sind die denmalschutzrechtlichen Regelungen
einzuhalten.

Textliche Festsetzungen:

Es erfolgte eine Prazisierung der textlichen Festsetzung Nr 2.3 dahingehend,
dass die Pflicht zur Einhausung von Dachaufbauten, Aufzugsuberfahrten oder
Treppenhausausstiegen, die die zulassige Hohe Uberschreiten, klargestellt
wurde.

Die textliche Festsetzung Nr. 3.4 wurde durch Verschieben des Wortes ,kénnen*
sprachlich prazisiert.

Die textliche Festsetzung Nr. 5.2 wurde dahingehend konkretisiert, dass der dort
festgesetzte Baumersatz innerhalb des Bebauungsplangebietes zu erfolgen hat.
Weiterhin wurde erganzt, dass die Ersatzpflanzungen dauerhaft zu erhalten
sind. Die Erganzung der textlichen Festsetzung bildet den vorgesehenen Um-
gang mit dem Ersatz von zu fallenden geschitzten Baumen nunmehr praziser
ab.

In der textlichen Festsetzung Nr. 5.4 wurde das Wort ,grof3kronig“ gestrichen,
da sich auf Tiefgaragendachern keine grofl3kronigen Baume entwickeln kénnen.

Es wurde die textliche Festsetzung Nr. 9 zu Altlasten erganzt. Mit der Festset-
zung wird klargestellt, dass Wohnen und Kinderspielen im Bereich der als alt-
lastenbelastet gekennzeichneten Flache nur zulassig ist, wenn dauerhaft sicher-
gestellt wird, dass ein Kontakt mit umweltgefahrdenden Stoffen im Boden aus-
geschlossen ist. Entsprechend der Stellungnahme der Bodenschutzbehoérde
vertieft diese neue Festsetzung die Aussagen zu der bereits im Planentwurf ent-
haltenen Kennzeichnung.

Sonstige Hinweise:

O

In der Planzeichnung wurde ein Hinweis zur Einholung von Zustimmungen / Ge-
nehmigungen der Luftfahrtbehérde erganzt. Dies betrifft insbesondere Krane o-
der sonstige Anlagen, die eine H6he von 28,2 m tber NHN Uberschreiten.

Der beigefugte Planentwurf (Bearbeitungsstand: 08.03.2021) enthalt die vorgenann-
ten Ergédnzungen und Anpassungen.

Die Deputation fir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung empfiehlt, den vorgenannten

Plananderungen bzw. -ergédnzungen zuzustimmen.
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7.2 Erganzungen der Begrindung nach der 6ffentlichen Auslegung

Aufgrund der vorgenannten Plananderungen und -erganzungen und weiterer Hin-
weise im Rahmen der Behdrdenbeteiligung wurde die Begrindung entsprechend
Uberarbeitet und unter folgenden Gliederungspunkten inhaltlich fortgeschrieben:

C) Planinhalt:

o Erganzung der Aussagen zum Denkmalschutz des Friedhofes Huckelriede in
den Kapiteln B) 3. und Einfligen eines neuen Kapitels C) 11. Nachrichtliche
Ubernahmen, die Aussagen mit Festsetzungscharakter zum Denkmalschutz
und zum Hochwasserschutzstreifen enthalten. Insbesondere wird die Not-
wendigkeit der Bericksichtigung der Belange des Gartendenkmals Huckel-
rieder Friedhof sowie der Genehmigungsvorbehalt der Denkmalpflegebehor-
den bei der Bebauung des WA 2 erlautert. Auch wurde insoweit der Hoch-
wasserschutz-Freihaltestreifen, nachrichtlich ibernommen und in der Be-
grindung erlautert.

o Korrektur des Kapitels C) Nr. 2: (Maf3 der baulichen Nutzung), zu Gebaude-
héhe und Geschossigkeit:
Benennung von Normalhdhennull (NHN) als Bezugspunkt der festgesetzten
Gebaudehohe.

o Erganzung des Kapitels C) Nr. 4 Verkehr:
Das Kapitel wird um Aussagen zur Stoéranfalligkeit der ErschlieRungssituation
im Havarie-Fall und zur mdéglichen VerkehrserschlieBung weiterer Entwick-
lungsflachen erganzt. Ebenfalls werden die Aussagen zum Rad- und Fuf3-
gangerverkehr vervollstandigt und Mdglichkeiten zur Verbesserung der An-
bindung an den Huckelrieder Park und zur Umsteigestelle Huckelriede auf-
gezeigt.

o Erganzung des Kapitels C) Nr. 7 Griinordnung zur Erlduterung der prazisier-
ten textlichen Festsetzung Nr. 5.2 sowie Berichtigung der Tabelle 1. Weiter-
hin wurden entsprechend der korrigierten textlichen Festsetzung Nr. 5.4 die
Aussagen zur Tiefgaragenbegriinung angepasst.

o Erganzung des Kapitels C) Nr. 9 Energie: Der Aspekt Klimaschutz/ Energie
wird ausfuhrlicher dargestellt und insbesondere hinsichtlich der Absicht, beim
Gebaudeenergiestandard die geltenden Vorschriften durch bauliche und
technische MaRnahmen zu Ubertreffen, erweitert.

o Einfugen des Kapitels c) Nr. 12 Sonstige Hinweise zur Benennung der The-
men, auf die im Bebauungsplan nur informatorisch, ohne Festsetzungscha-
rakter, hingewiesen wird.

Die Begriindung (Bearbeitungsstand: 08.03.2020) enthalt die vorgenannten inhaltli-
chen Anpassungen und Erganzungen. Des Weiteren wurde die Begrundung redak-
tionell geprift und entsprechend angepasst.

Die Deputation fiir Mobilitdt, Bau und Stadtentwicklung empfiehlt, der angepassten
bzw. erganzten Begrindung zuzustimmen.
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8. Absehen von einer erneuten o6ffentlichen Auslegung gemaR § 4a Abs. 3 BauGB

Durch die nach der 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes 2417 er-
folgten inhaltlichen Anpassungen/Erganzungen des Planentwurfs sind die Grund-
zuge der Planung nicht bertihrt worden.

Die vorgenannten Anpassungen/Erganzungen bericksichtigen die im Rahmen der
Behdrdenbeteiligung vorgetragenen Hinweise und wurden mit den davon berihrten
Behorden einvernehmlich abgestimmt. Abwagungsrelevante neue Erkenntnisse
und Inhalte haben sich dadurch nicht ergeben.

Auf eine nach § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB mogliche Einholung von weiteren Stellung-
nahmen der Offentlichkeit, auch wenn die Grundzuge der Planung nicht berihrt
sind, wurde verzichtet, da diese von den Plananderungen nicht betroffen ist.

B) Stellungnahme des Beirates

Der Beirat Neustadt hat zum Bebauungsplan 2417 einen Beschluss gefasst. Der Be-
schluss und dessen Behandlung ist unter dem Gliederungspunkt 5.3 dieses Berichtes
aufgefuhrt.

Dem Ortsamt Neustadt wurde die Deputationsvorlage gemaf der Richtlinie Uber die Zu-
sammenarbeit des Senators flir Umwelt, Bau und Verkehr mit den Beiraten und Ortsam-
tern in der Fassung vom 17. November 2016 Ubersandt.

C) Beschluss

Die Deputation flir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung bittet den Senat und die Stadt-
birgerschaft, den Bebauungsplan 2417 fir ein Gebiet in Bremen-Neustadt zwischen
Niedersachsendamm, Werdersee, Huckelrieder Friedhof und nordlich Hubertushdhe
(Bearbeitungsstand: 08.03.2021) in Kenntnis der eingegangenen Stellungnahmen und
ihrer empfohlenen Behandlung (Anlage zum Bericht) zu beschlief3en.

gez. S. Neumeyer

Vorsitzende
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Begriindung

zum Bebauungsplan 2417 ,,Scharnhorst-Areal* fiir ein Gebiet in Bremen-Neu-
stadt zwischen Niedersachsendamm, Werdersee, Huckelrieder Friedhof und
nordlich Hubertushohe

(Bearbeitungsstand: 08.03.2021)

A)

B)

Plangebiet

Das Plangebiet hat eine GréRe von ca. 3 ha und liegt im Stadtteil Neustadt, Ortsteil
Huckelriede. Es wird im Norden durch den Habenhauser Deich und den Werder-
see, im Osten durch den Friedhof Huckelriede, im Stden durch die Scharnhorst-
Kaserne und im Westen durch den Niedersachsendamm bzw. den Parkplatz der
Roland-Klinik und das Bewegungszentrum ,activo® begrenzt.

Die genaue Lage und Abgrenzung ist der Planzeichnung zu entnehmen.
Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes
Entwicklung und Zustand

Der Geltungsbereich umfasst tUberwiegend Flachen, die bis 2008 militarischen
Zwecken dienten. Nach dem Erwerb dieser Teilflachen im Jahr 2019 ist die Bremi-
sche Wohnungsbaugesellschaft GEWOBA AG Eigentiimerin des lberwiegenden
Teiles der Flachen im Plangebiet. Auf einem Teil dieser Flachen befand sich der-
zeit ein temporares Ubergangswohnheim fir Fliichtlinge, welches nicht mehr be-
notigt wurde. Der Ubrige Teil des Grundstlicks ist unbebaut und liegt brach. In den
Geltungsbereich ist zudem eine Flache des Friedhofs Huckelriede einbezogen, die
derzeit als Lagerplatz flr Erden genutzt wird. Der Umweltbetrieb beabsichtigt, die-
sen auf den neu geplanten Betriebshof an der Habenhauser Landstralle zu verla-
gern. Fur den geplanten Betriebshof wird derzeit der Bebauungsplan 2506 aufge-
stellt. Zudem ist eine weitere Flache zwischen Bewegungszentrum ,activo® und
dem Parkplatz der Roland-Klinik in den Geltungsbereich einbezogen. Fir diese
kiinftige Wegeflache hat sich die Stadtgemeinde Bremen den Erwerb durch eine
Option zum Ankauf vertraglich gesichert.

Der auf dem ehemals militarisch genutzten Grundstiick vorhandene und zum Teil
schitzenswerte Baumbestand besteht aus drei Baumgruppen sowie einem Ein-
zelbaum. Die Flache des Friedhofslagerplatzes und der Habenhauser Deich sind
mit zum Teil erhaltenswerten Baumen und Geholzen gesaumt. Viele Baume sind
landesrechtlich nach der Baumschutzverordnung geschiitzt (s.u. C 7).

Das weitere Umfeld ist von unterschiedlichen Nutzungen und Strukturen gepragt.
Jenseits des Niedersachsendamms liegen die Roland-Klinik sowie ein Standort
der Bereitschaftspolizei Bremen. Am Niedersachsendamm befinden sich aul3er-
dem die Flachen der ehemaligen Cambrai-Kaserne, die ebenfalls zu Wohnzwe-
cken umgenutzt wurden. Dort entstand auch ein Quartierszentrum mit Kinderta-
gesstatte. Die sudlich des Geltungsbereichs angrenzenden Flachen sind im Besitz
des Bundes und dienen v.a. als Landeskommando Bremen weiterhin militarischen
Zwecken. Der Siedlungsbereich Werderhéhe/Hubertushéhe mit einheitlicher zwei-
geschossiger Wohnbebauung, angeordnet in Hausgruppen, grenzt an die milita-



Seite 12

risch genutzten Flachen. Die 6stlich angrenzenden Flachen, entlang der Grund-
stlicksgrenze, gehdéren zum Areal des Friedhofs Huckelriede. Nordlich schlief3t
sich unmittelbar das Naherholungsgebiet Werdersee an das Plangebiet an.

Geltendes Planungsrecht

Im Flachennutzungsplan Bremen in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.
Februar 2015 sind die Uberwiegenden Flachen, entsprechend der geplanten Nut-
zung, als Wohnbauflachen (W) dargestellt. Lediglich der Lagerplatz des Friedhofs
ist entgegen der geplanten Nutzung als Grinflache mit der Zweckbestimmung
Friedhof, Teile davon als belastete Flache (Altablagerungen) dargestellt. Da das
Bebauungsplanverfahren im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durch-
geflhrt (vgl. B) 4.) und die geordnete stadtebauliche Entwicklung des Gemeinde-
gebiets nicht beeintrachtigt wird, liegen die Voraussetzungen flr eine Anpassung
des Flachennutzungsplans im Wege der Berichtigung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2
Baugesetzbuch (BauGB) vor.

Im Geltungsbereich der Neuplanung bestehen keine planungsrechtlichen Festset-
zungen eines Bebauungsplans; die Zulassigkeit von Vorhaben richtete sich bisher
nach § 34 BauGB.

Der gesamte Bereich liegt im formlich festgelegten Sanierungsgebiet Huckel-
riede/Sielhof, welches im Dezember 2008 formlich durch die Stadtblrgerschaft be-
schlossen wurde. In der Rahmenplanung der Stadterneuerung ist die Flache als
Potentialflache fir Wohnungsneubau durch Konversion einer ehemals militarisch
genutzten Flache vorgesehen.

Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

Bremen verfolgt als Leitbild konsequent den Vorrang einer Innenentwicklung vor
der Stadterweiterung in die Landschaftsraume. Teil dieser angestrebten Innenent-
wicklung ist die Konversion ehemals militdrisch genutzter Flachen. Demnach ge-
hort das Plangebiet zu einem Blindel von Flachenpotentialen flir Wohnungsbau im
Bremer Suden, die bereits im Flachennutzungsplan dargestellt sind und im Rah-
men der ,Impulsflachen® (aktuelle Fassung vom Oktober 2019) vorrangig entwi-
ckelt werden sollen.

Ziel der Neuplanung ist die Entwicklung eines neuen Baugebietes, um das Wohn-
raumangebot in Huckelriede durch attraktiven Wohnungsneubau zu erweitern und
damit die stadtebauliche Entwicklung konkret zu steuern. Die Grundstlckslage in
direkter Nahe am Naherholungsgebiet Werdersee bietet optimale Voraussetzun-
gen fur eine Wohnungsbauentwicklung an diesem Standort.

Die stadtebauliche Planung fur das neue Baugebiet soll ein differenziertes Woh-
nungsangebot mit 6konomischen ErschlieRungsformen und guter Durchgriinung
ermdglichen. Das Angebot soll sich an eine grof’e Nachfragegruppe richten und
einen Beitrag zu einer sozialgerechten Wohnraumversorgung leisten.

Entsprechend den im Bremer Bundnis fur Wohnen getroffenen Vereinbarungen
sowie dem Senatsbeschluss vom 03.03.2020 sollen 30% der Wohnungen als So-
zialwohnungen errichtet werden. Fir diese Falle gelten die Regularien der Wohn-
bauférderung. AuRerdem wurde vertraglich geregelt, dass weitere Angebote flr
Baugemeinschaften in Erbpacht oder alternativ Mietwohngemeinschaften und fir
sogenannten ,preisgedampften“ Wohnungsbau geschaffen werden sollen.
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Eine Vernetzung mit dem bestehenden Wegenetz soll gewahrleistet und in das
neue Konzept integriert werden.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans 2417 sollen die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen fir die Umsetzung der vorgenannten Planungsziele geschaffen
werden.

Abb. 1: Freiraumkonzept mit stadtebaulichem Konzept (bgmr Landschaftsarchitekten, Berlin) zum B-Plan 2417

Stadtebauliches Konzept

Im Rahmen einer Vertiefungsstudie zum damaligen ,Sofortprogramm Wohnungs-
bau“ wurde 2016 das Planungsburo De Zwarte Hond aus Koln mit der Erarbeitung
einer stadtebaulichen Studie beauftragt. Diese ermoglicht perspektivisch eine Re-
alisierung in zwei Bauabschnitten flr das Gesamtareal des Kasernen-Standortes.
Der nordliche Teil des Entwurfs stellt den ersten Bauabschnitt dar und ist Grund-
lage fur die Festsetzungen dieses Bebauungsplans. Im Rahmen verschiedener
Fachplanungen und Gutachten wurde dieser Teil des stadtebaulichen Entwurfs
angepasst, mit einer Freiraumplanung erganzt und weiter konkretisiert (bgmr
Landschaftsarchitekten Berlin und PROCON Ingenieursgesellschaft mbH, Bre-
men). Erst die weitere Entwidmung von Flachen militarischer Nutzung ermdglicht
einen zweiten Bauabschnitt im Rahmen eines weiteren Bebauungsplanverfahrens.

Den Auftakt in das neue Quartier bildet eine U-férmig angeordnete Hausgruppe,
die sich zum Werdersee hin 6ffnet. Durch Gebaudefronten von 50 bis 85 m wird in
Richtung Niedersachsendamm bzw. Physiotherapiezentrum ,Activo® und Park-
platz der Roland-Klinik sowie in Richtung der ErschlieRungsstralte eine klare bau-
liche Kante ausgebildet, die die Rdume optisch fassen. Die Gebaude variieren un-
tereinander zwischen drei bis funf Geschossen, um eine differenzierte Hohenstaf-
felung und Untergliederung des Baukorpers zu erreichen. Auch die Gliederung der
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einzelnen Baukoérper nach Geschossigkeit und Hohe lockert die Gebauderiegel
insgesamt optisch auf.

Weiter dstlich sind jeweils zwei Gebaude in offener Bauweise, bestehend aus einer
stralenbegleitenden Bebauung und einem Hofhaus, um eine gemeinsame Freifla-
che angeordnet. Die so entstehenden drei Hofbereiche 6ffnen sich ebenfalls zum
Werdersee hin. Die Gebaude weisen eine Viergeschossigkeit auf. Strallenbeglei-
tend ist zudem jeweils ein Staffelgeschoss vorgesehen.

Den 6stlichen Abschluss des neuen Quartiers bildet eine vier- bis flinfgeschossige
Bebauung aus zwei Punktgebauden auf dem Grundstiick des Umweltbetriebs. Der
Friedhof Huckelriede wurde im Rahmen der Denkmalerfassung als Kulturdenkmal
erkannt und Anfang 2020 gem. § 2 Abs. 2 Nr.1 Denkmalschutzgesetz (DSchG)
unter Denkmalschutz gestellt. Das Teilgrundstick, das aus der Friedhofsnutzung
herausgel6st und einer Wohnnutzung zugefihrt wird, befindet sich im nordwestli-
chen Randbereich des Friedhofsgelandes. Mit rund 0,4 ha ist diese Teilflache als
untergeordnet zur Gesamtfriedhofsflache von rund 29 ha zu bewerten. Durch seine
heutige Nutzung als Lagerplatz flr Erden und seine optisch markante Trennung
vom restlichen Teil des Friedhofsgelandes durch eine dichte Baumreihe, wirkt die
Flache bereits heute nicht als Teil des Friedhofsensembles, sondern eher dem
Kasernengrundstiick zugehdrig. Die fur den Friedhof bedeutsamen Merkmale wie
der Baumguirtel, das Wegesystem, die Grabfelder sowie die architektonischen Ele-
mente und somit das Gesamtensemble werden durch das Herausldsen des Teil-
grundstlicks nicht beeintrachtigt. Durch die Deckelung der Héhen und der Ge-
schossigkeit der Wohnbebauung wird behutsam und damit rechtskonform auf den
Denkmalstatus des Friedhofs reagiert.

Je nach GrundrissgroRe kénnen im Plangebiet rund 250 Wohneinheiten entste-
hen.

Freiraumkonzept

Das Freiraumkonzept fur das neue Quartier ist an der zentral gelegenen Haupter-
schlieBung fir FuRganger ausgerichtet. Zusammen mit der Platzflache am nérdli-
chen Ende des Niedersachsendamms bildet ein im Quartier zentral angelegter An-
ger und der Freibereich um den Wendehammer einen ,Dreiklang® an grun gestal-
teten Freirdumen. Analog zu den vorhandenen Baumgruppen sollen in den jewei-
ligen Innenhéfen der Wohnhauser den Bestand erganzende Baumgruppen entste-
hen. Die Stichwege, die von der HaupterschlieBung abgehen und der Erschlieung
der rickwartigen Bebauung bzw. teilweise als Wegeverbindung zum Naherho-
lungsgebiet Werdersee dienen, werden durch eine einseitige Bepflanzung von
Baumen optisch betont. Entlang der HaupterschlieRung sollen in unregelmaiigen
Abstanden strallenbegleitende Baume entstehen, die den Strallenraum optisch
einfassen. Die Innenhdéfe sind so dimensioniert, dass dort verschiedene Nutzungen
und Funktionen, wie Freirdume, Kinderspielflachen, Feuerwehrzufahrten und Re-
tentionsflachen, integriert werden kénnen. Das Strallenbegleitgrin fungiert als
.Pufferzone* zwischen dem neuen Wohnquartier und der Kaserne, tibernimmt aber
auch eine Versickerungsfunktion fur Niederschlagswasser.

Fir die Flache des Umweltbetriebs liegt derzeit noch keine detaillierte Freiraum-
planung vor. Grundlage fur die Positionierung der Baufelder ist der angestrebte
Erhalt des umgebenden Baumbestandes.
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Planverfahren

Nach § 13a Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB kann ein Bebauungsplan der Innenent-
wicklung aufgestellt werden, wenn die zulassige Grundflache im Sinne von § 19
Abs. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) weniger als 20.000 m? betragt. Dies ist
bei diesem Bebauungsplan der Fall. Die zuklnftige zulassige Grundflache liegt bei
ca. 7.000 m? und damit weit unter diesem Wert. Durch die Wiedernutzbarmachung
einer ehemals militarisch genutzten Flache handelt es sich bei dem vorliegenden
Bebauungsplan um eine Mallnahme der Innenentwicklung.

Anhaltspunkte, dass die Erhaltungsziele oder der Schutzzweck der Gebiete von
gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europaischen Schutzgebiete (Natura 2000)
beeintrachtigt werden, bestehen nicht. Ebenfalls wird durch den Bebauungsplan
2417 nicht die Zulassigkeit von Vorhaben begrindet, die einer Pflicht zur Durch-
fuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem Gesetz Uber die Umwelt-
vertraglichkeitsprufung oder nach Landesrecht unterliegen. Es sind des Weiteren
keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren
Unfallen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten.

Samtliche Voraussetzungen fur die Durchfliihrung des Planverfahrens im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a BauGB liegen somit vor. GemafR § 13a Abs. 2
in Verbindung mit § 13 Abs. 3 BauGB wird im beschleunigten Verfahren von der
Umweltprifung nach § 2 Abs. 4, dem Umweltbericht nach § 2a, der zusammen-
fassenden Erklarung nach § 10a Abs. 1 und der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2,
welche umweltbezogenen Informationen verfligbar sind, abgesehen. Die Rege-
lung zum Eingriffsausgleich ist nicht anzuwenden. Eine Minimierung der Eingriffe
wurde angestrebt.

Planinhalt
Art der baulichen Nutzung

Entsprechend dem Ziel der Planung eines Neubaugebiets wird im Geltungsbereich
des Bebauungsplans 2417 ein Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO
festgesetzt mit dem Zweck und der Funktion der tUberwiegenden Wohnnutzung.
Gleichzeitig ermdglicht die festgesetzte Gebietskategorie Spielraume fur eine ver-
tragliche Form erganzender Nutzungen, da neben dem erforderlichen Wohnraum
auch dem Gebiet dienende Laden, Schank und Speisewirtschaften und nicht sto-
rende Handwerksbetriebe gemal § 4 Abs. 2 BauNVO zuldssig sind. Zudem sind
Anlagen fur soziale und gesundheitliche Zwecke zuldssig, was die Ansiedlung ei-
ner Kindertagesstatte planungsrechtlich moglich macht. Aufgrund unterschiedli-
cher Festsetzungen zum Mal} der baulichen Nutzung, die auf Erflllbarkeit der o.g.
Zweckbestimmung des Allgemeinen Wohngebiets abgestimmt sind, erfolgt eine
Untergliederung in zwei Teilbereiche (WA 1 und WA 2).

In den Allgemeinen Wohngebieten sind abweichend von § 4 Abs. 3 BauNVO Gar-
tenbaubetriebe und Tankstellen nicht zulassig (vgl. textliche Festsetzung Nr. 1).
Der Grund fir den Nutzungsausschluss nach MalRgabe des § 1 Abs. 5 in Verbin-
dung mit Absatz 9 BauNVO ist, dass Gartenbaubetriebe in der Regel sehr flachen-
intensiv sind und somit dem planerischen Zweck, eine Uberwiegend dem Wohnen
dienende Gebietsart zu schaffen, widersprechen wirden. Tankstellen wirden zu-
satzliche Verkehre und damit erhebliche Emissionen erzeugen sowie das Stadtbild
des Quartiers beeintrachtigen und folglich die Wohnqualitat mindern.
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MaR der baulichen Nutzung

Das Mal} der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der maximal zulassi-
gen Grundflachen- und Geschossflachenzahl sowie durch die maximal zulassige
Gebaudehohe und Geschossigkeit definiert. Im Einzelnen setzt der Bebauungs-
plan folgendes fest:

Grundflachenzahl (GRZ)

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans soll im Sinne eines sparsamen Umgangs
mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 BauGB) eine Flachenausnutzung erreicht wer-
den, die sich an den zulassigen Obergrenzen nach § 17 BauNVO orientiert.

In Bezug auf die GRZ wird im Plangebiet das gem. § 17 Abs. 1 BauNVO zulassige
Hochstmald von 0,4 eingehalten. Auf der Flache des Umweltbetriebs Bremen wird
diese Obergrenze mit einer GRZ von 0,2 deutlich unterschritten. Die geringere
Ausnutzbarkeit des Grundstlicks resultiert aus dem dichten schitzenswerten
Baumbestand, der das Grundstiick sdumt und die Gberbaubare Grundstlicksflache
reduziert.

Fur die Unterbringung des ruhenden Verkehrs einschliel3lich dem iberwiegenden
Teil der Fahrradabstellplatze ist der Bau von Tiefgaragen erforderlich. Unter An-
rechnung dieser baulichen Anlagen darf die nach § 17 Abs. 1 BauNVO festge-
setzte GRZ um 50 % Uberschritten werden, also bis zu einer GRZ von 0,6 in den
mit WA 1 und von 0,3 in den mit WA 2 gekennzeichneten Teilen des Plangebiets.

Die BauNVO lasst davon abweichende Bestimmungen durch Bebauungsplan zu

(§ 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO). Im Bebauungsplan wird damit in Ausschdpfung dieser

Ermachtigung festgesetzt, dass in den mit WA 1 gekennzeichneten Teilen des

Plangebiets die GRZ durch Tiefgaragen bis zu einer GRZ von 0,7 Uberschritten

werden darf (vgl. textliche Festsetzung Nr. 2.1). Die von der BauNVO abweichende

Festsetzung ist aus nachfolgenden Griinden gerechtfertigt:

- Durch die Festsetzung einer intensiven Begriinung von 0,75 bzw. 1,0 m Hohe
auf Tiefgaragen, von Dachbegriinung und breitfugiger Pflasterung fir Nebenan-
lagen sind die Flachen in das Entwasserungskonzept fur das Plangebiet integriert
und leisten einen Beitrag bei der Retention von Niederschlagswasser.

- Durch die genannten Festsetzungen wird trotz Unterbauung durch Tiefgaragen
ein insgesamt griiner Eindruck des Plangebiets erreicht.

Geschossflachenzahl (GFZ2)

In dem WA1 ist eine GFZ von 1,4 festgesetzt. Damit wird die definierte Obergrenze
von 1,2 im Uberwiegenden Teil des Plangebiets tiberschritten. Die Uberschreitung
istgemaR § 17 Abs. 2 BauNVO aufgrund der nachfolgend benannten Griinde stad-
tebaulich gerechtfertigt bzw. erforderlich:

- Es kann ein effektiver Beitrag zur Befriedigung der Nachfrage nach Wohnraum
in einer bereits gut erschlossenen und gut mit Infrastruktur versorgten Lage ge-
leistet werden.

- Durch die unmittelbare Lage am Naherholungsgebiet Werdersee und die lockere
Bebauung in diese Richtung ist eine ausreichende Belichtung und Bellftung ge-
wahrleistet und stehen umfangreiche 6ffentliche Freirdume zur Verfigung, so-
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dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht beeintrachtigt werden. Zu-
dem sind im Plangebiet private Griunflachen festgesetzt, deren Flache nicht in die
Berechnung der GFZ einflief3t.

- Die héhere Riegelbebauung zum Niedersachsendamm schirmt das Quartier von
den sich dort befindenden Larmquellen ab und tragt ebenfalls zu einer Sicherung
gesunder Wohn- und Arbeitsverhaltnisse bei.

Im Bereich des WA 2 (Flache des Umweltbetriebs) betragt die GFZ 0,9. Dort wer-
den, analog zur festgesetzten GRZ, die Obergrenzen fiir Allgemeine Wohngebiete
deutlich unterschritten. Die geringere Ausnutzbarkeit des Grundstlicks resultiert
auch hier aus dem schutzenswerten Baumbestand.

Gebaudehohe und Geschossigkeit

Die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Gebaudehdéhen und Geschossig-
keiten sind aus der stadtebaulichen Konzeption tibernommen. Die Gebaudehéhen
von 19 bis 25 m Uber Normalhdhennull (NHN) orientieren sich an den ehemaligen
Kasernenbauten und dem Geschosswohnungsbau am Niedersachsendamm. Be-
zugspunkt der Gebaudehohen ist nach der textlichen Festsetzung 2.4 Normalhé-
hennull (NHN). Uber dem Geléande erreichen die geplanten Gebaude dementspre-
chend eine absolute H6he von 10 bis 16 m. Zusammen mit der Festsetzung von
Uberwiegend vier bis finf Geschossen wird eine mit der Umgebung vertragliche
Hohe der Gebaude gesichert. Soweit im stadtebaulichen Konzept vorgesehen (s.o.
B. 3.), kdnnen Staffelgeschosse realisiert werden.

Um eine Beeintrachtigung des Ortsbildes durch Dachaufbauten zu verhindern,
wird fur die mit einem Flachdach versehenen Gebaude die Uberschreitung der
Gebaudehohe durch technische Aufbauten, Aufzugsiberfahrten, Treppenhaus-
ausstiege und Solarenergieanlagen auf 1 m beschrankt. Diese miissen einen Ab-
stand von 2 Metern zur AulRenfassade einhalten und, mit Ausnahme von Solar-
energieanlagen, eingehaust werden. Das Ortsbild und die Gestaltung der Ge-
baude dirfen nicht beeintrachtigt werden (vgl. textliche Festsetzung Nr. 2.3).

Bauweise, Baugrenzen
Bauweise

Durch die Festsetzung einer offenen Bauweise im Uberwiegenden Teil des WA
(WA 1 + WA 2) sollen die fiir die stadtebauliche Konzeption charakteristischen, um
Wohnhoéfe angeordnete Hausgruppen festgesetzt werden.

Da die in der stadtebaulichen Konzeption vorgesehenen Haustypen im westlichen
Bereich die in der offenen Bauweise zulassigen Gebaudelangen von 50 m teilweise
Uberschreiten, wird in diesem Bereich eine abweichende Bauweise festgesetzt.
Hier gelten die MaRgaben der offenen Bauweise, die Gebaudelange kann jedoch
50 m Uberschreiten (vgl. textliche Festsetzung Nr. 3.1).

Uberbaubare und nicht iiberbaubare Grundstiicksflichen

Die Uberbaubaren Grundstlicksflachen werden gemall § 23 BauNVO entspre-
chend der stadtebaulichen Konzeption durch Baugrenzen festgesetzt. Charakte-
ristisch ist die lockere Gruppierung der Gebaude um einen von Bebauung freige-
haltenen Innenhof. Die Anordnung der Baugrenzen schutzt im Zusammenwirken
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mit den Einzelbaumfestsetzungen zudem den bestehenden und pragenden Baum-
bestand im Plangebiet.

Hausnahe Freibereiche wie Terrassen und Balkone entsprechen den Anforderun-
gen an zeitgemaflen Wohnraum und erhéhen die Wohnqualitat. Sie kdnnen geman
§ 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO die Baugrenze bis zu 3 m uberschreiten. Die Lange
der Terrassen und Balkone wird auf die Halfte der Breite des jeweiligen Gebaudes
begrenzt (vgl. textliche Festsetzung Nr. 3.2). Es kdnnen somit angemessen tiefe
AuRenwohnbereiche realisiert werden. Gleichzeitig bleiben ausreichend gemein-
schaftliche Gartenbereiche erhalten.

Be- und Entliftungsauslasse der Tiefgaragen sind auf den nichtiberbaubaren
Grundstucksflachen unzulassig. Im Einzelfall kbnnen ausnahmsweise hinsichtlich
ihrer Anzahl und GréRe untergeordnete Anlagen zugelassen werden (vgl. textliche
Festsetzung Nr. 3.4). Auch diese Festsetzung dient dem Schutz von attraktiven
und ausreichend grof3en gemeinschaftlichen Gartenbereichen.

Verkehr

Die Verkehrsflachen werden entsprechend der stadtebaulichen Konzeption festge-
setzt. Es entsteht ein differenziertes System der Erschliel3ung mit éffentlichen Stra-
Ben, privaten Wohnwegen und Wegeverbindungen fir Fulganger und Radfahrer.
Das Verkehrssystem ist so ausgelegt, dass eine Anbindung eines weiteren Bau-
abschnitts madglich ist, sollten weitere Flachen aus der militarischen Nutzung ent-
lassen werden.

Motorisierter Individualverkehr (MIV); planbedingte Verkehrszunahmen

Die auliere ErschlieBung des Plangebiets erfolgt gegenwartig und in Zukunft Gber
eine Zuwegung vom Niedersachsendamm in H6he des vorhandenen Wendekrei-
ses. Diese dient auch als alternative ErschlieBung der riickwartig gelegenen Fla-
chen, die weiterhin militarisch genutzt werden und im Eigentum des Bundes ver-
bleiben. Der Niedersachsendamm wurde im Rahmen der Sanierungsplanung zu
einer attraktiven Strallenachse umgebaut, die das Plangebiet mit dem tbergeord-
neten Strallennetz verbindet. Die Innenstadt erreicht man so in ca. 10 Minuten,
den Autobahnzubringer Arsten in ca. 5 Minuten.

Im Rahmen der verschiedenen Bebauungsplanverfahren in Huckelriede rund um
den Niedersachsendamm sowie des Bebauungsplans Gartenstadt Werdersee
wurde — unter Berlicksichtigung der o0.g. Vorbelastungen - in einer Verkehrsunter-
suchung (VR Verkehrs- und Regionalplanung GmbH, Lilienthal, Dezember 2019)
ermittelt, ob der durch die Bebauungsplane induzierte Verkehr (planbedingte Ver-
kehrszunahmen) von den umgebenden Stralten und Verkehrsknoten aufgenom-
men werden kann.

Folgende Knotenpunkte mit Relevanz fir die mit dem Bebauungsplan 2417 be-
wirkte Nachverdichtung und deren verkehrliche Auswirkungen wurden untersucht:

¢ Knotenpunkt 1: Niedersachsendamm / Huckelriede / Habenhauser Landstralte
¢ Knotenpunkt 2: Niedersachsendamm / Buntentorsdeich / Werderhdhe

Dabei wurden die Prognoseverkehre, die durch die Umsetzung der verschiedenen
Bebauungsplane entstehen, gutachterlich berechnet, auf das vorhandene Ver-
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kehrsnetz umgelegt und mit den Bestandsverkehren und -prognosen der oben ge-
nannten Knotenpunkte zusammengerechnet. Die weiteren Auswirkungen der
Prognoseverkehre werden unter D) Umweltbelange behandelt.

Im Ergebnis bleibt das gesamte Straflensystem im Planungsraum nach Realisie-
rung der verschiedenen Bauvorhaben leistungsfahig; auch sind die mit der Neu-
planung des allgemeinen Wohngebiets zu erwartenden Pkw-Mehrverkehre nur ge-
ringfugig. Einer baulichen Anpassung der Knotenpunkte bedarf es somit nicht. Le-
diglich die Signalzeiten des Knotenpunkt 1 missen an die veranderten Verkehrs-
strome angepasst werden. Es ist jedoch mit zeitweisen Stérungen durch Rickstau
aullerhalb des Planungsraumes zu rechnen (Neuenlander Stralle und Korn-
strafde), die sich durch die Umleitungsverkehre beim weiteren Bau der A 281 ver-
scharfen kénnen.

Das Bebauungsplangebiet wird fir den MIV nur Uber eine Verkehrsachse (Nieder-
sachsendamm und eine Planstrale) erschlossen. Um die Stoéranfalligkeit dieser
ErschlieBungssituation zu bewerten, wurde die VR Verkehrs- und Regionalpla-
nung GmbH mit einer vertiefenden Verkehrsuntersuchung fur einen Havarie-Fall
beauftragt. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass eine vollstandige Sperrung der Plan-
strale durch Stérfalle nur in Einzelfallen und als sehr selten vorkommend beurteilt
wird. Es wird daher empfohlen keine besonderen Entlastungsstrecken flr die Be-
wohner des Baugebietes vorzusehen. Erforderliche und geplante Eingriffe in die
Befahrbarkeit des Niedersachsendammes kénnen vorgenommen werden, ohne
eine Gefahrdung fir die Nutzung des Bebauungsplangebietes darzustellen.

Perspektivisch soll bei einer weiteren Siedlungsentwicklung z.B. auf den restlichen
Kasernenflachen oder anderen aufzugebenden Teilflachen des Friedhofes zusatz-
liche Anbindungsmadglichkeiten an das Verkehrsnetz gepruft werden. Derzeit be-
stehen fir das Bebauungsplangebiet keine zusatzlichen ErschlieRungsméglichkei-
ten.

Die innere ErschlielRung erfolgt durch eine Stichstralte, die im Westen an den Nie-
dersachsendamm anschlief3t und an der stdlichen Grundstlicksgrenze verlauft.
Durch den Verlauf wird auch die alternative Zuwegung des Kasernengrundstiicks
gesichert, die im Notfall durch die Bundeswehr genutzt wird. Im &stlichen Teil des
Plangebiets befindet sich am Ende der Stichstral’e eine Wendeanlage, die fir ein
dreiachsiges Mullfahrzeug ausgelegt ist. Die Stralle wird inklusive o6ffentlicher
Stellplatze und StralRenbegleitgrin gem. § 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB als 6ffentliche
Stralienverkehrsflache festgesetzt. Die Flache des Umweltbetriebs wird Uber ei-
nen vom Wendehammer ausgehende 6ffentlichen Parkplatz erschlossen, der das
offentliche Stellplatzangebot erganzen soll.

Im Bebauungsplan wird textlich festgesetzt, dass Kfz-Stellplatze nur in den vorge-
sehenen Tiefgaragen zulassig sind (vgl. textliche Festsetzung Nr. 3.5). Damit wird
planerisch beabsichtigt, die Grundstiicksflachen, die nicht Gberbaut werden, von
Stellplatzen, Garagen und Carports freizuhalten. Die Tiefgaragen befinden sich
Uberwiegend unter den festgesetzten Baufeldern. Nur im Bereich der 6stlichen Be-
bauung werden auch die Freibereiche zu einem grof3eren Teil unterbaut. Die bei-
den Tiefgaragenzufahrten gehen im 6stlichen und westlichen Bereich von der
HaupterschlieRung ab und sind tberwiegend in die Gebaudekorper integriert. Die
offentlichen Stellplatze sind als ,Senkrechtparker” auf der sudlichen Seite entlang
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der ErschlieBungsstrale bzw. an der Grenze zum Ubrigen Kasernengrundstlick
vorgesehen.

Nach MalRgabe des Stellplatzortsgesetzes Bremen (StellplOG) ist bei Neubauten
eine ausreichende Zahl an Stellplatzen fir Pkw's und Fahrrader auf den Grundstui-
cken nachzuweisen. Sofern die erforderliche Zahl der Stellplatze nicht umgesetzt
werden kann, ist die Zahlung von Ablésegeldern méglich oder es besteht die Mdg-
lichkeit, auf der Grundlage eines Mobilitadtskonzeptes und dort festgelegter alter-
nativer Mobilitdtsangebote die Anzahl der erforderlichen Stellplatze zu reduzieren.
Es wird beabsichtigt, die Option des StellplOG zu nutzen. Ein Mobilitadtskonzept
soll im Vollzug dieses Plans im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens vorge-
legt werden.

Anbindung an das System des 6ffentlichen Personennahverkehrs (OPNV)

Durch die Haltestelle ,Bremen-Huckelriede® in ca. 500 m bis 700 m Entfernung ist
das Gebiet an das OPNV-Netz angebunden. Die Haltestelle wird von einer Stra-
Renbahnlinie und verschiedenen Buslinien angefahren. Zuzlglich des Fullweges
erreicht man so die Innenstadt in ca. 10 Minuten, den Hauptbahnhof in 16 Minuten.
Um die Erschlieung durch den OPNV zu verbessern, bietet der Wendehammer
am Niedersachsendamm optional die Mdglichkeit, dort eine Bushaltestelle einzu-
richten.

FuB- und Radverkehr

Durch die unmittelbare Lage am Naherholungsgebiet Werdersee mit seinem at-
traktiven Wegenetz kénnen Fulganger*innen und Radfahrer*innen die Innenstadt
in 30 bzw. 10 Minuten erreichen.

Radfahrende und zu Fuld Gehende erreichen die umliegenden Quartiere, die Neu-
stadt und das Bremer Stadtzentrum Uber verschiedene Wegebeziehungen. Uber
den Ful- und Radweg auf dem Deich des Werdersees besteht eine wasserbeglei-
tende Wegebeziehung zum Stadtzentrum und nach Habenhausen. Nach Stiden
zum Huckelrieder Park und zur Umsteigestelle Huckelriede verlauft die Wegebe-
ziehung Uber den Niedersachsendamm. Fir den direkten Weg werden Fulganger
i.d.R. die westliche StralRenseite des Niedersachsendamms benutzen. In diesem
Bereich ist die Stralle Buntentorsdeich zu Uberqueren. Eine Verbesserung dieser
Querungssituation soll die Attraktivitat der FuRgangeranbindung des Scharnhorst-
quartieres verbessern. Daher werden derzeit entsprechende Maoglichkeiten fir
Querungshilfen oder die Einrichtung von Lichtsignalanlagen geprift. Es ist beab-
sichtigt die GEWOBA als Vorhabentragerin des aktuellen Wohnungsbaus im
Scharnhorst-Areal an den MaRnahmenkosten zu beteiligen. Naheres wird im stad-
tebaulichen Vertrag geregelt.

Neben den Fahrradabstellmoglichkeiten in der Tiefgarage werden vor allem fur
Besucher auch oberirdische Angebote geschaffen, die in die Freiraumplanung in-
tegriert und als Nebenanlagen im Gebiet zulassig sind.

Im Plangebiet sind zwei Wegeverbindungen zum Werdersee flr Fuganger vor-
gesehen. Die Verbindungen werden gem. § 9 Abs.1 Nr. 21 BauGB uber Gehrechte
zugunsten der Allgemeinheit und zum Teil Uber eine private Verkehrsflache be-
sonderer Zweckbestimmung ,Fulgéngerbereich® nach Malligabe von § 9 Abs. 1
Nr. 11 BauGB gesichert. Die Flachen verbleiben in privatem Eigentum. Mit der
Festsetzung der privaten Verkehrsflachen erfolgt eine Beschrankung auf Ful3gan-
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ger als bestimmter Benutzerkreis, der nicht notwendigerweise ein privater Nutzer-
kreis sein muss, sondern sich aus jedweder Offentlichkeit zusammensetzen kann.
Eine weitere Wegeverbindung fir FulRganger zum Niedersachsendamm wird
ebenfalls Uber eine private Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,Ful3-
gangerbereich” festgesetzt. Diese Verbindungen, sowohl in Ost-/West- als auch in
Nord-/Sudrichtung, ermdglichen eine schnelle, attraktive fullaufige ErschlieRung.

Das Konzept sieht vor, dass der strallenbegleitende FulRweg zunachst nur einsei-
tig ausgebaut wird. Sollten weitere militarische Flachen aufgegeben werden, be-
steht die Mdglichkeit auch auf der stdlichen Seite einen FuRweg anzubauen.

Nebenanlagen

Zum Erhalt hinreichend grof3er Freiraumen auch auf den Privatflachen werden Ne-
benanlagen, die Gebaude sind, auf den nichtliberbaubaren Grundstlicksflachen
ausgeschlossen. Ausnahmsweise kénnen jedoch auch Nebenanlagen, die gem.
Landesbauordnung Gebaude sind, zugelassen werden, wenn diese den Hauptge-
bauden zugeordnet werden, die nicht durch Tiefgaragen unterbaut sind. So sollen
wohnungsnah witterungsgeschutzte Abstellmoglichkeiten fir Fahrrader ermdglicht
werden (vgl. textliche Festsetzung Nr. 3.6).

Anlagen zur Abfallentsorgung unter Erdgleiche (Unterflursysteme) sind zulassig,
da sie die zur Verflgung stehende Flache in den halbéffentlichen und privaten
Hofbereichen nicht minimieren. Damit wird ein Angebot fur eine effiziente Entsor-
gungslésung und zur Wohnumfeldverbesserung aufgrund weniger notwendiger
Einzelabfallbehalter geschaffen. Bei der Umsetzung der Unterflursysteme sind die
Rahmenbedingungen der Bremer Stadtreinigung zu berlcksichtigen (vgl. textliche
Festsetzung Nr. 3.7).

Larmimmissionen

Um ein gesundes Wohnen zu ermdglichen, werden mit Festsetzungen Vorkehrun-
gen getroffen, die zu einer Minimierung der Auswirkungen von vorhandenen Larm-
quellen auf das Wohnen beitragen; gleichzeitig nimmt die Planung des neuen
Wohngebiets auf vorhandene Betriebe Rucksicht: Entsprechend wird festgesetzt,
dass Schlafrdume durch geeignete Grundrissgestaltung vorzugsweise den larm-
abgewandten Gebaudeseiten zuzuordnen sind. Wohn-/Schlafrdume in Ein-Zim-
mer-Wohnungen und Kinderzimmer gelten als Schlafrdume, sie sind also schall-
schutzfachlich einheitlich zu beurteilen. Falls an den la&rmzugewandten Seiten doch
Schlafraume angeordnet werden, sind an den mit A gekennzeichneten Gebaude-
seiten vor den Schlafraumen verglaste Vorbauten (z.B. verglaste Loggien, Winter-
garten), verglaste Laubengange oder in ihrer Wirkung vergleichbare Malihahmen
vorzusehen. Dort darf in Schlafraumen durch geeignete bauliche MaRnahmen (z.B.
schallabsorbierende Ausbildung der Fensterlaibung) der Innenlarmpegel von ma-
ximal 30 dB(A) ,am Ohr des Schlafenden® bei freier Belliftung (gekipptes Fenster)
nicht Gberschritten werden (vgl. textliche Festsetzung Nr. 4). Dadurch wird sicher-
gestellt, dass der gewerbliche Betrieb der Roland-Klinik durch die mit diesem Plan
bewirkte heranrickende Wohnbebauung nicht beeintrachtigt wird.

Weitere Aussagen zur Larmimmission werden im Kapitel D) dargestellt.
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Griinordnerische Festsetzungen

Baume, Erhaltungs- und Anpflanzgebote, naturschutzfachliche MaBRnahmen
Das Plangebiet ist durch einen prdgenden Baumbestand sowohl innerhalb des
Geltungsbereiches als auch an den Randern zum Werdersee und zum Friedhof
gekennzeichnet. Durch Festsetzungen zum Erhalt von Baumen wird der pragende
Baumbestand im Plangebiet weit mdglichst erhalten. Dies tragt zu einem hohen
Wohnwert des neuen Wohnquartiers bei.

Es wird textlich festgesetzt, dass die (zeichnerisch) festgesetzten Bestandsbaume
zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen sind (vgl. textliche Festsetzung Nr. 5.1).
Zum Schutz dieses Baumbestands wird mit den tberbaubaren Grundsticksflachen
und den Tiefgaragen ein Mindestabstand von 1,5 m zu den Baumkronen eingehal-
ten. Durch festgesetzte Verkehrsflachen bzw. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte wer-
den die Baumkronen teilweise tangiert. Hier mussen die Wurzelbereiche durch
Verschwenkungen oder bauliche Anlagen (Handschachtung, Wurzelbriicken etc.)
geschutzt werden.

Durch die Neubauten kommt es voraussichtlich zum Entfall von insgesamt 31 Bau-
men, davon sind 20 durch die Verordnung zum Schutze des Baumbestandes im
Lande Bremen (Baumschutzverordnung) besonders geschiitzt. Auf dem ehemali-
gen Kasernengrundstlick entfallen insgesamt 19, davon 10 geschiitzte Baume. Auf
der Flache des Umweltbetriebs entfallen 3 Badume, davon alle geschitzt (vgl. Ta-
belle 1 und Anlage 1: Baumplan).

Es wird geregelt, dass geschitzte Baume mit einem Stammumfang von 1,20 bis
1,59 m durch einen, von 1,60 bis 1,99 durch 2 und ab 2 m durch 3 Baume ersetzt
werden mussen. Fir das ehemalige Kasernengrundstlick ergibt sich demnach ein
Ersatzbedarf von min. 21 neuen Baumen, fur die Flache des Umweltbetriebs von
min. 7 neuen Baumen. Der Ersatz der Bdume soll innerhalb des Plangebiets erfol-
gen (vgl. textliche Festsetzung Nr. 5.2).

Das Freiraumkonzept fur das ehemalige Kasernengrundstuck sieht bereits die An-
pflanzung von einer gro3en Zahl neuer Baume vor. Die Ersatzpflanzungen sollen
auf den privaten Grundstiicksflachen innerhalb des Plangebiets erfolgen. Auf dem
Friedhofsgrundstick mussen die Baume entsprechend der Festsetzung Nr. 5.2
durch 7 Baume ersetzt werden.

Um eine Verbindung zum Wegesystem des Naherholungsgebiets Werdersee her-
zustellen, sind zwei Durchstiche im dstlichen und westlichen Teil des Plangebiets
geplant. Fir die Durchstiche wurden Stellen ausgewahlt, die sowohl dem Wege-
konzept als auch dem Baumschutz gerecht werden. Im Rahmen eines Termins vor
Ort wurden Bereiche ausgewahlt, die einen weniger dichten Bewuchs aufweisen.
Darauf aufbauend wurde der betroffene Baumbestand gutachterlich bewertet. Je
nach Ausgestaltung der Wege sind beim westlichen Durchstich 2 bis 6 Baume be-
troffen, wovon 4 geschutzt sind und 2 kurz vor dem Schutz stehen. Beim dstlichen
Durchstich sind maximal 3 Baume betroffen, die nach Baumschutzverordnung
ebenfalls alle geschitzt sind. Wegfallende Baume mussen entsprechend der textli-
chen Festsetzung Nr. 14 ersetzt werden (vgl. Tabelle 1 und Anlage 1: Baumbe-
standsplan).
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Nr. Art Stamm- | Schutz nach | Vitalitat Habitate | Ent-
umfang | Brem- fallt
(m) BauSchV
4 Hange-
Birke 1,35 - vital - ja
5 Hange- leicht ggf.
Birke 1,7 - einge- ja
schrankt
6 Hange-
Birke 1,8 - vital Nest ja
7 Stiel-
Eiche 1,65 ja einge- - ja
schrankt
8 Robinie | 2,6 ja leicht
einge- Astriss ja
schrankt
9 Robinie 1,6 ja einge- - ja
schrankt
10 Stiel-
Eiche 1,75 ja einge- agf. ja
schrankt
11 Hange- einge- ggfs. +
Birke 1,35 - schrankt Nest ja
17 Platane 2,2 ja vital - ja
18 Spitz- abste-
Ahorn 1,25 ja einge- hende ja
schrankt Rinde
19 Spitz- abste-
Ahorn 1,2 ja absterbend | hende ja
Rinde
20 Spitz- stark
Ahorn 0,95 - einge- ggf. ja
schrankt
21 Hange- leicht
Birke 1,0 - einge- - ja
schrankt
33 Silber-
Ahorn 0,39 - vital - ja
40 Gemeine leicht
Esche 1,45 ja einge- - ja
schrankt
67 Stiel- nicht
Eiche 1,95 ja einge- sichtbar agf.
schrankt
68 Stiel- nicht
Eiche 1,8 ja einge- sichtbar agf.
schrankt
83 Stiel- leicht
Eiche 1,6 ja einge- - agf.
schrankt
106 Stiel- leicht nicht
Eiche 2,05 ja einge- sichtbar ja
schrankt
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107 Stiel- nicht
Eiche 1,65 ja einge- sichtbar ja
schrankt
108 Stiel- nicht
Eiche 1,8 ja einge- sichtbar ja
schrankt
116 Winter- leicht
Linde 3,1 ja einge- Hoéhlung ja
schrankt
117 Eschen-
Ahorn 1,15 - einge- Hoéhlung ja
schrankt
118 Eschen-
Ahorn 1,9 ja einge- Hohlung ja
schrankt
119 Hange- leicht
Birke 1,45 - einge- ggfs. ja
schrankt
121 Stiel- ja - nicht
Eiche 1,22 sichtbar ggf.
122 Stiel- ja abgestorbe- | nicht
Eiche 1,90 ner Ast sichtbar ggf.
123 Stiel- - nicht
Eiche 1,18 - sichtbar ggf.
124 Stiel- abgestor- nicht
Eiche 1,18 - bene sichtbar ggf.
Aste
128 Stiel- ja - nicht
Eiche 1,28 sichtbar ggf.
129 Stiel- ja - nicht
Eiche 1,58 sichtbar ggf.

Tabelle 1: Betroffene Baume

Weiterhin wird festgesetzt, dass Wege, Zufahrten und sonstige Flachen flir Neben-
anlagen mit einer breitfugigen Pflasterung als Ersatzhabitat fiir die im Plangebiet
gefundene geschitzte Art der gelbwei’en Strohblume (Helichrysum luteoalbum)
zu gestalten sind (vgl. textliche Festsetzung 5.3).

Weitere Aussagen zu Erhaltungs- und Anpflanzgeboten werden im Kapitel D) ,Um-
weltbelange” dargestellt.

Offentliche Griinfliche

Im Bebauungsplangebiet werden zwei Teilflachen im Bereich des Baumbestandes
am Ubergang zum Weg am Werdersee nach MaRgabe von § 9 Abs. 1 Nr. 15
BauGB als offentliche Grinflache in den Geltungsbereich einbezogen. Dort kann
mit geringem Eingriff in den Baumbestand eine Durchwegung fur Fultiganger aus
dem Plangebiet an die 6ffentliche Wegeflihrung am Werdersee angebunden wer-
den.

Private Grinflache
Die im Plan als private Grunflachen mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage ein-
schl. Retention festgesetzten Flachen konnen multifunktional genutzt werden. Sie



Seite 25

erganzen das o6ffentliche Freiraumangebot am Niedersachsendamm und am Wer-
dersee und dienen der Erholung, dem Aufenthalt und dem Kinderspiel. Gleichzeitig
erfillen sie die Funktion der Niederschlagswasserriickhaltung im Rahmen des Ent-
wasserungskonzepts. Sie dienen auch dem Erhalt von geschutzten Baumen im
direkten Umfeld.

Tiefgaragenbegriinung

Dacher der Tiefgaragen sind, sofern sie nicht durch die aufgehenden Auflenwande
des Gebaudekorpers tberbaut werden, durch eine intensive Begriinung mit einer
Substratstarke von mind. 0,75 m und fir grokronige Baume von mind. 1,0 m Héhe
abzudecken und in die Freiraumplanung zu integrieren (vgl. textliche Festsetzung
Nr. 5.4). Trotz der unterirdischen Versiegelung der Flache wird somit gewahrleistet,
dass den Wohngebauden ausreichend grol3e und attraktive Freirdume zugeordnet
sind.

Dachbegriinung

Flachdacher mit einer Neigung von bis zu 15 Grad sind dauerhaft und flachig zu
begrinen (vgl. textliche Festsetzung Nr. 5.5). In Ubereinstimmung mit dem Orts-
gesetz Uber die Begrinung von Freiflachen und Flachdachflachen in der Stadtge-
meinde Bremen (Begrinungsortsgesetz Bremen) sind Flachen fur haustechnische
Anlagen, fur Tageslicht-Beleuchtungselemente und Dachterrassen bis zu einem
Flachenanteil von insgesamt 30 % der jeweiligen Flachdachflache von der Begru-
nung ausgenommen; die auch nachtragliche Nutzung von Flachdachern fir Anla-
gen zur Nutzung erneuerbarer Energien unterliegt keiner Flachenbeschrankung,
ist also insgesamt von Begriinung ausgenommen. Unter Abweichung von § 4 Abs.
1 Begrunungsortsgesetz Bremen sind nach diesem Bebauungsplan jedoch auch
Flachdachflachen von Gebauden einschliellich Nebenanlagen mit weniger als
100 m? zu begrinen. Damit sieht der Bebauungsplan aus stadtebaulichen Grin-
den eine intensivere Begriinung als das Begrinungsortsgesetz flir Bremen vor.
Die festgesetzte Dachbegriinung tragt am Standort zu einer konkreten Verbesse-
rung des Mikroklimas, insbesondere in Bezug auf die vergleichsweise hohe GFZ
und damit zu gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnissen bei. Durch die erhdhte
Verdunstung und die vergleichsweise geringe Aufheizung von begriinten Dachfla-
chen wird einer sommerlichen Hitzeentwicklung entgegengewirkt und eine ge-
wlnschte nachtliche Abklhlung begunstigt. Ein weiterer Vorteil der Dachbegri-
nung ist (je nach Ausflhrung) die Retention des Niederschlagswassers und die
verzdgerte Abgabe an die hier vorbelastete 6ffentliche Kanalisation. Daruber hin-
aus leisten begrunte Flachdacher einen wirksamen Beitrag zur biologischen Viel-
falt.

Entwéasserung, Starkregenvorsorge und Entsorgung

Regenwasser

Das Oberflachenwasser des Plangebiets soll tiber ein neues Regenwasserkanal-
netz mit Stauraumkanal gesammelt, zwischengespeichert und gedrosselt an den
Mischwasserkanal im Niedersachsendamm abgegeben werden.

Eine Versickerung des anfallenden Oberflachenwassers ist aufgrund der Boden-
verhaltnisse nur in Teilbereichen des Plangebiets méglich. Fir die Starkregener-
eignisse reicht das Regenwasser-Aufnahmevermdgen jedoch nicht aus. Demzu-
folge kommt den Versickerungsanlagen gem. Freiraumkonzept vorrangig eine
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Okologische Komponente zu und dienen der Erganzung im Rahmen der Regen-
wasserbewirtschaftung.

Zugunsten einer oberflachennahen Teilversickerung und Retention der Regenab-
flisse sind die Flachen flir Wege, Zufahrten und sonstige Nebenanlagen mit ei-
ner breitfugigen Pflasterung wasserdurchlassig zu gestalten (vgl. textliche Fest-
setzung Nr. 6). Die Aul3enanlagen sind so zu gestalten, dass Niederschlagswas-
ser in den unbefestigten Bereichen zurlickgehalten wird oder versickern kann
(vgl. textliche Festsetzung Nr. 7).

Zusatzlich kommt der festgesetzten Tiefgaragenbegriinung (vgl. textliche Fest-
setzung Nr. 5.4) und der festgesetzten Dachbegriinung, je nach Ausfiihrung, eine
Regenrickhaltefunktion zu (vgl. textliche Festsetzung Nr. 5.5).

Schmutzwasser

Das Schmutzwasser wird in einem Schmutzwasserkanal gesammelt, der an den
vorhandenen Mischwasserkanal im Niedersachsendamm angeschlossen wird.
Die Kapazitat des vorhandenen Kanals ist ausreichend dimensioniert, um das an-
fallende Schmutzwasser aus dem Bebauungsplangebiet aufzunehmen.

Klimaschutz / Energie

Als Beitrag zum Klimaschutz und zur Energieeinsparung wurde eine nachhaltige
Energieversorgung zu Grunde gelegt, die durch eine energieeffiziente Gebaude-
ausfuhrung optimiert wird. Hinsichtlich des Gebaudeenergiestandards sollen die
geltenden Vorschriften durch bauliche und technische Mallnahmen Ubertroffen
werden. Weiterhin ist vorgesehen, das Gebiet auf Basis der rationellen Kraft-
Warme-Kopplung durch ein gasbetriebenes Blockheizkraftwerk mit Energie und
uber ein Nahwarmenetz mit Warme zu versorgen. Die Kraft-Warme-Kopplung leis-
tet einen Beitrag zur Verringerung des Primarenergiebedarfs. Naheres wird im
stadtebaulichen Vertrag mit der GEWOBA geregelt.

Um die Nutzung erneuerbarer Energien zu unterstutzen, wird festgesetzt, dass die
tragenden Konstruktionen von Dachflachen statisch so auszubilden sind und die
erforderliche Bautechnik so zu gestalten ist, etwa durch Verlegung von Leerrohren
und Platzhaltern zur Positionierung von Technikanschlissen und E-Speichern,
dass die Errichtung von Solarenergieanlagen auch nachtraglich méglich ist. Es
wird eine Zertifizierung als Klimaschutzsiedlung angestrebt. Den Belangen der Nut-
zung erneuerbarer Energien und des allgemeinen Klimaschutzes wird damit Rech-
nung getragen (vgl. textliche Festsetzung Nr. 8).

Altlasten, Kennzeichnung von Flachen

Im Bebauungsplangebiet wurden Bodenverunreinigungen festgestellt (vgl. auch
Kapitel D)). Fir weite Teile des Bebauungsplangebietes hat sich die Grundstiicks-
eigentimerin GEWOBA gegenuber der Stadtgemeinde verpflichtet, dass eine ord-
nungsgemafle Sanierung rechtzeitig vor Beginn der neuen Nutzung erfolgt und
nachgewiesen wird. Fur diese Bereiche (WA 1) besteht daher kein Erfordernis fir
weitere Festsetzungen oder Kennzeichnungen im Bebauungsplangebiet.

Fir die Flachen des Umweltbetriebes, die derzeit als Lagerflache fir den Friedhof
Huckelriede genutzt werden, soll eine Sanierung von Bodenverunreinigungen erst
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im Zuge der konkreten Bauentwicklung der Flachen erfolgen. Dementsprechend
werden dort fur das WA 2 Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umweltein-
wirkungen (vgl. Nachrichtliche Ubernahme) festgesetzt, bevor die Nutzung fiir
Wohnzwecke einschliellich Kinderspielen aufgenommen wird. Im Bebauungsplan
wird dieser Bereich als Flache B gekennzeichnet, deren Boden durch eine mehrere
Meter machtige kunstliche Auffillung mit Beimengungen an Bau- und Trimmer-
schutt teilweise erheblich mit umweltrelevanten Schadstoffen vor allem mit Po-
lyzyklischen Aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) und Blei verunreinigt ist.

Weiterhin werden die Bereiche der festgesetzten 6ffentlichen Grinflache mit
Wegeverbindungen zum Werdersee im Westen des Geltungsbereiches als Flache
A und im Osten des Plangebiets als Flache B gekennzeichnet, deren Bdden er-
heblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind. Dort ist der Boden durch
eine mehrere Meter machtige kunstliche Auffullung teilweise mit Beimengungen an
Bau- und Trimmerschutt verunreinigt.

Die vorgenannten Flachen, deren Bdden erheblich mit umweltgefahrdenden Stof-
fen belastet sind, wurden nach MalRgabe von § 9 Abs. 5 Ziffer 3 BauGB gekenn-
zeichnet (vgl. auch Ziff.15.12 PlanZV). Diese Kennzeichnungen haben eine Hin-
weis- und Warnfunktion fur die am Vollzug des Bebauungsplans Beteiligten wie
Behorden, Grundstickseigentiumer und Bauwillige. Die Kennzeichnungen haben
keinen rechtsverbindlichen Festsetzungscharakter und unterliegen nicht dem Ab-
wagungsgebot.

Nachrichtliche Ubernahmen

Das Allgemeine Wohngebiet WA 2 befindet sich innerhalb des Denkmalbereiches
des Gartendenkmals Huckelrieder Friedhof, das gemal § 9 Abs. 6 BauGB nach-
richtlich Ubernommen wurde. Der umgebende dichte Baum- und Strauchbestand
férdert und pragt den Parkcharakter der sich anschlieRenden gestalteten Fried-
hofsbereiche. Daher kommt dem Erhalt der entsprechend festgesetzten Baume
und des weiteren Bewuchses im WA 2 sowie dem Ausgleich fir die zu fallenden
geschutzten Baume auf dem Grundstick eine besondere Bedeutung zu. Aufgrund
der Denkmaleigenschaften wurde zudem die Bebauung auf zwei Baufelder redu-
ziert und weitere Bebauungen durch Nebenanlagen eingeschrankt. Die Neubebau-
ung im WA 2 soll sich visuell zuriicknehmen und darf das Gartendenkmal nicht
storen. Im Zuge der Baugenehmigungsverfahren haben die Denkmalpflegebehor-
den einen Genehmigungsvorbehalt.

Auch die Festsetzung des 20-m-Abstandes zur Hochwasserschutzanlage erfolgte
als nachrichtliche Ubernahme gemaR § 9 Abs. 6 BauGB. Die Bebauung innerhalb
des Freihaltestreifens von 20 m ist wasserrechtlich im Wege einer Befreiung zu-
I&ssig, die bei der zustandigen Wasserbehdérde zu beantragen ist.

Sonstige Hinweise
Im Bebauungsplan wird auf Regelungen der Baumschutzverordnung, weitere na-

turschutzrechtliche Regelungen, Kampfmittel, archaologische Bodenfunde sowie
Regelungen des Luftverkehrsgesetzes hingewiesen.
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Umweltbelange

Wie oben unter B) 4. Erlautert wird der vorliegende Plan im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 a BauGB aufgestellt. Von einem Umweltbericht wird abgesehen.
Gleichwohl werden die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB
und nach § 1 a BauGB und die abwagungsrelevanten Umweltauswirkungen, die
sich durch die Planung ergeben, mit ihren entsprechenden Wirkungsfeldern be-
trachtet und bewertet:

Dabei wurden folgende Unterlagen herangezogen:

Larmtechnische Untersuchung vom 09. Januar 2014 (Larmkontor GmbH, Ham-
burg)

Schalltechnische Stellungnahme zur Verkehrslarmfernwirkung fir die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 2417 in 28201 Bremen vom 08.05.2020 (T&H
Ingenieure, Bremen)

Stellungnahme des Geologischen Dienstes flr Bremen vom November 2017
Berichte des Geoinformationsdienstes der Bundeswehr: Uberprifung eines
Teilbereiches der Scharnhorst-Kaserne, Bremen, auf Kontaminationsver-
dachtsflachen vom 27. Januar 2010 (Amt fir Geoinformationswesen Il 1 (4)
Euskirchen, Euskirchen)

Erfassung und Erstbewertung zu kontaminationsverdachtigen Flachen und
zum Kampfmittelverdacht (Phase | / Phase A) vom 03. Juni 2011 (Oberfinanz-
direktion Niedersachsen —Bau und Liegenschaften-, Hannover)

Orientierende Erkundung von Kontaminationsverdachtsflachen (Phase lla) im
Bereich Scharnhorst-Kaserne in Bremen vom 28. November 2011 (HPC-AG,
Hamburg)

Kurzbewertung zur Orientierenden Erkundung von Kontaminationsverdachts-
flachen (Phase lla) im Bereich Scharnhorst-Kaserne Bremen vom 02. April
2012 (Oberfinanzdirektion Niedersachsen —Bau und Liegenschaften-, Hanno-
ver)

Historische Recherche zu Altlasten vom 23. Juli 2019 (HPC-AG, Hamburg)
Orientierende Untersuchung zu Altlasten vom 08. Januar 2020 (HPC-AG, Ham-
burg)

Baugrund- und Grindungsgutachten vom 06. Januar 2020 (HPC-AG, Ham-
burg)

Baumeinmessung aus 2017 und 2019 (Geolnformation Bremen)
Naturschutzfachliche Bestandsaufnahme vom 07. Januar 2020 (Birkhoff und
Partner, Bremen) mit:

Biotopkartierung

Kartierung gefahrdeter Pflanzen

Qualifiziertem Baumbestandsplan und einmaliger Intensivkontrolle von Bau-
men

Kartierung der Brutvogel

Kartierung Fledermause (Potentialeinschatzung und Untersuchung)
Naturschutzfachliche Bestandsaufnahme — Ergéanzung zum Endbericht vom
26. Marz 2020 (Birkhoff und Partner, Bremen)

Klimaanalyse fur das Stadtgebiet der Hansestadt Bremen vom August 2013
(GEO-NET Umweltconsulting GmbH, Hannover)

Freiraumkonzept vom 20. Marz 2020 (bgmr Landschaftsarchitekten, Berlin)
Verkehrsuntersuchung zur Darstellung der verkehrlichen Folgen der stadte-
baulichen Entwicklung im Bereich Niedersachsendamm / Huckelriede vom De-
zember 2019 (VR Verkehrs- und Regionalplanung GmbH, Lilienthal)
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- VerkehrserschlieBung Bebauungsplan 2417 Bremen Neustadt zwischen Nie-
dersachsendamm, Werdersee und Huckelrieder Friedhof - Vertiefende Ver-
kehrsuntersuchung fir einen Havarie-Fall vom Oktober 2020 (VR Verkehrs-
und Regionalplanung GmbH, Lilienthal).

Natur und Landschaft

Im Landschaftsprogramm Bremen (LaPro) ist das Plangebiet im Bereich der ehe-
maligen Kasernenflache als ,Siedlungsflache mit wertvollem Altbaumbestand® dar-
gestellt. Der Bereich der Friedhofsteilflache ist als ,Grinflache fur die Erholung mit
vielfaltigen Biotopstrukturen® und ,Friedhof mit wertvollem Altbaumbestand® darge-
stellt mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung bzw. dem Erhalt und der Ent-
wicklung zu Altbaumbestanden.

Der Altbaumbestand wird durch die Planung Gberwiegend erhalten (vgl. Kapitel C)
7.). Von der Friedhofsflache wird insgesamt nur ein untergeordneter und bisher
betrieblich genutzter Teil in das Plangebiet integriert, sodass die Friedhofsfunktion
sowie der Erhalt und die Entwicklung der Baumbestande weiterhin gegeben sind.

Biotoptypen

Um die Belange des § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu berlcksichti-
gen, wurde fur das Plangebiet im Rahmen einer naturschutzfachlichen Bestands-
aufnahme eine Kartierung von Biotoptypen vorgenommen (Birkhoff und Partner,
Bremen, Januar 2020). Die im Untersuchungsgebiet festgestellten Biotoptypen
werden von Biotopen des stadtischen Bereichs gepragt, da sie hauptsachlich den
Grinanlagen sowie Gebauden, Verkehrs- und Industrieflachen zugeordnet wer-
den. Es wurde kein nach § 30 BNatSchG geschitztes Biotop festgestellt.

Tiere und Pflanzen

Um die Belange des Artenschutzes im Sinne des § 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) zu berucksichtigen, wurde fur das Plangebiet im Rahmen einer natur-
schutzfachlichen Bestandsaufnahme eine Kartierung gefahrdeter Pflanzenarten,
die Erstellung eines qualifizierten Baumbestandsplanes und eine einmalige Inten-
sivkontrolle von Baumen sowie eine Kartierung von Brutvégeln und Fledermausen
durchgefuhrt (Birkhoff und Partner, Bremen, Januar und Marz 2020).

An zwei Standorten wurden Individuen der Gelbwei3en Strohblume (Helichrysum
luteoalbum) festgestellt, die als Pionierpflanze in Mauer- und Pflasterritzen wachst.
Diese Art wird sowohl auf der Roten Liste fir Niedersachsen und Bremen als auch
auf der Roten Liste Deutschlands als stark gefahrdet eingestuft. Zur Sicherung des
Bestands sind im Rahmen der Freiraumplanung und erganzt durch textliche Fest-
setzung neue potentielle Wuchsorte vorgesehen. So wird festgesetzt, dass Wege,
Zufahrten und sonstige Flachen fir Nebenanlagen mit einer breitfugigen Pflaste-
rung zu gestalten sind, sodass die zu gewinnenden Samen der Pflanze nach bau-
licher Herstellung wieder ausgebracht werden konnen.

Im Untersuchungsgebiet konnten 19 Brutvogel-Arten mit insgesamt 55 Brutpaaren
festgestellt werden. Der Uberwiegende Anteil dieser Arten britete in Baumen,
Strauchern oder Baumhdhlen. Ein Grolteil der Paare britete in dem Gehdlzstrei-
fen an der nérdlichen Grenze und damit Gberwiegend aulierhalb des Geltungsbe-
reiches des Bebauungsplans. Im Geltungsbereich konnten 18 Brutpaare festge-
stellt werden. Der Uberwiegende Teil der Bdume mit Habitateignung bzw. tatsach-
lichen Brutstatten werden durch die Festsetzungen des Bebauungsplans gesichert.
Die Baume, die aufgrund der Bebauung entfallen, sind artenschutzrechtlich nicht
relevant.



Seite 30

Es wurden zwei Brutvogel-Arten festgestellt, die auf der Vorwarnliste der Roten
Liste flr Niedersachsen und Bremen geflihrt werden. Sowohl der Stieglitz als auch
der Haussperling wurden mit jeweils einem Brutpaar festgestellt. Der Stieglitz bri-
tete nordlich des activo-Gebaudes im Gehdlzstreifen. Der Haussperling nutzte eine
Nische am activo-Gebaude als Niststandort. Diese Standorte sind von den Fest-
setzungen des Bebauungsplans jedoch nicht betroffen.

Insgesamt hat das Untersuchungsgebiet eine untergeordnete Bedeutung als Brut-
vogelgebiet.

Im Untersuchungsgebiet konnten sieben Fledermaus-Arten bzw. Artengruppen
festgestellt werden. Alle gefundenen Arten sind im Anhang IV der FFH-Richtlinie
gefuhrt. Die Arten wurden alle mit dem Detektor erfasst, teilweise gelangen auler-
dem Sichtbeobachtungen. Insgesamt wurden 214 Fledermauskontakte der sieben
verschiedenen Arten bzw. Artengruppen mit dem Detektor aufgezeichnet. Bei vier
der festgestellten Arten bzw. Artengruppen wurde mindestens einmal eine Dauer-
aktivitat im Untersuchungsgebiet festgestellt. Hinweise flr Quartiere wurden im Be-
reich der nérdlichen Baumreihe am Werdersee und an der sudlichen Grenze des
Friedhofsgrundstlcks ermittelt. Die Art mit den meisten erfassten Daueraktivitaten
ist die Zwergfledermaus. Das untersuchte Gebiet wird als ein Funktionsraum mit
hoher Bedeutung fiir Fledermause eingestuft. Die Bereiche in denen eine Dauer-
aktivitat und potentielle Quartiere ermittelt wurden, werden Uberwiegend von Be-
bauung freigehalten und die betroffenen Baume erhalten.

Grundsatzlich wurde der Erhalt moglichst vieler Baume als Habitatrequisite ange-
strebt (vgl. Bapitel C) 7).

Boden (Altlasten/schéadliche Bodenveranderungen)

Gemal § 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane die Auswirkungen auf
den Boden, der sachgerechte Umgang mit Abfallen und die allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sowie umweltbezogene Aus-
wirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevolkerung insge-
samt zu berucksichtigen.

Im Bereich des Plangebietes wurden historische Recherchen und orientierende
Untersuchungen auf den zuganglichen und nicht Uberbauten Flachen durchge-
fuhrt.

Die Ergebnisse der Untersuchungen zeigen, dass im gesamten Untersuchungsge-
biet anthropogene Aufflllungen mit kiinstlichen Beimengungen bis zu einer Mach-
tigkeit von maximal 6 m vorhanden sind. In dieser Aufflllung kénnen erhéhte Ge-
halte insbesondere an Mineraldlkohlenwasserstoffen (MKW), Polyzyklische Aro-
matische Kohlenwasserstoffen (PAK) und Schwermetallen vorkommen. Diese Ver-
unreinigungen sind Uberwiegend auf das Aufflllungsmaterial zurtick zu fihren, z.T.
aber auch durch die frihere Nutzung entstanden. Im Bereich der Sondierung BS 3
wurde eine Grundwasserverunreinigung mit PAK festgestellt.

Bewertungsmalistab sind die Prifwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-
verordnung (BBodSchV), die Bewertungsgrundlagen fur ,Schadstoffe in Altlasten -
Informationsblatt fir den Vollzug“ der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Boden-
schutz (LABO) sowie die seit 14.12.2016 fur das Land Bremen geltenden neuen
Prifwerte flr Benzo(a)pyren als Leitsubstanz flr die polyzyklischen aromatischen
Kohlenwasserstoffe (PAK).
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Zur Beurteilung der Gefahrdung des Grundwassers, wurden die Orientierungs-
werte der Landerarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) herangezogen.

Aufgrund der festgestellten Bodenbelastungen wurde fir weite Teile des Bebau-
ungsplangebietes eine Vereinbarung Uber die Sanierung der Bodenverunreinigun-
gen mit dem Grundstlickseigentimer abgeschlossen.

Die sonstigen Teilflachen sind entsprechend gekennzeichnet sowie mit einer Fest-
setzung zum Schutz der geplanten Wohnnutzung einschlielich Kinderspielen ver-
sehen. (s.0. Anm.)

Auswirkungen auf das Klima

Die mit der Planung verbundene Anderung der Standortfaktoren wirkt sich auf die
kleinklimatischen Verhaltnisse aus. Im Bereich der Vorhabenflache wird die Be-
bauung voraussichtlich lokal zu einem leichten Temperaturanstieg fihren. Das
Klima wird urbaner. Insgesamt weist das Plangebiet eine mittlere Empfindlichkeit
gegenuber nutzungsintensiveren Eingriffen bei Beachtung klimadkologischer As-
pekte auf (vgl. Klimaanalyse fur das Stadtgebiet der Hansestadt Bremen). Durch
die Festsetzung von Dachbegriinung und die vorgesehenen Versickerungsflachen
im Plangebiet werden jedoch positive klimatische Bedingungen geférdert.

Auswirkungen auf den Menschen durch Larm

Zur Ermittlung der Larmimmissionen, die auf das Plangebiet einwirken, wurde eine
larmtechnische Untersuchung durchgefuhrt (Larmkontor GmbH, Hamburg, Januar
2014). Die Fassadenpegel wurden fir einen vorherigen stadtebaulichen Entwurf
ermittelt. Die nunmehr geplanten Gebaudekdrper ricken jedoch nicht weiter an die
Larmquellen heran, so dass die 0.g. schalltechnische Untersuchung weiterhin als
Abwagungsgrundlage herangezogen werden kann.

Auf das stérempfindliche Wohngebiet wirken Immissionen der Kaserne, der Bereit-
schaftspolizei und des Verkehrs (Lieferverkehr und Parkplatzverkehr) der Roland-
Klinik ein. Diese Larmquellen sind als Gewerbelarm zu beurteilen. Im iberwiegen-
den Teil des Plangebietes werden die Orientierungswerte der DIN 18005 ,Schall-
schutz im Stadtebau” und die Richtwerte der Technischen Anleitung zum Schutz
gegen Larm (TA Larm) eingehalten. Durch die Lage der ErschlieBungsstralle an
der Grenze zum Kasernengrundstuck, rucken die schitzenswerten Nutzungen von
dieser Larmquelle ab. An der zum Parkplatz der Roland-Klinik ausgerichteten Fas-
sade werden aufgrund der Gesamtbewertung des Gewerbelarms nachts Beurtei-
lungspegel bis zu 44 dB(A) erwartet. Damit werden die Orientierungswerte der DIN
18005 und die Richtwerte der TA Larm von 40 dB(A) nachts um 4 dB(A) Uberschrit-
ten.

Der Gewerbelarmproblematik wird mit einer Festsetzung begegnet, die die Wohn-
und Schlafrdume (schutzbeddirftige Raume nach DIN 4109 ,Schallschutz im Hoch-
bau®) durch geeignete Grundrissgestaltung den larmabgewandten Gebaudeseiten
zuordnet. Sollten dennoch dem Gewerbelarm zugewandte Aufenthaltsraume ge-
plant werden, sind sie durch geeignete konstruktive Malknahmen zu schiitzen. Da
die mal3geblichen Immissionswerte vor den Fenstern der schutzwirdigen Rdume
eingehalten werden missen, sollen vor diesen Fenstern schallmindernde Ele-
mente in Form von verglasten Vorbauten (verglaste Loggien, Wintergarten etc.)
angebracht werden. Dadurch kann in aller Regel eine ausreichende Schallpegel-
minderung erzielt werden, wodurch vor dem betroffenen Fenster keine Uberschrei-
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tung des Immissionswertes mehr gegeben ist. Derartige verglaste Vorbauten stel-
len ihrerseits keine Aufenthaltsraume im Sinne des Bauordnungsrechtes dar, son-
dern fungieren lediglich als Larmschutzeinrichtungen.

Tagsuber werden die Orientierungswerte der DIN 18005 und die Richtwerte der TA
Larm mit maximal 55 dB(A) in diesem Bereich eingehalten. Im Ubrigen Teil des
Plangebiets liegen sowohl die Tag- als auch die Nachtwerte unter den Orientie-
rungs- und Richtwerten.

Gemal der Larmkarte zur Darstellung des Umgebungslarms fir Bremen ist das
Plangebiet nicht durch Fluglarm betroffen. Es befindet sich auRerhalb der Schutz-
zonen des Flughafens. Lediglich mit Hubschrauberstarts und —landungen ist in
Ausnahmefallen auf dem verbliebenen Kasernengrundstiick zu rechnen. Vorhan-
dener Verkehrslarm aus der Umgebung hat auf das Plangebiet keine Auswirkun-
gen.

Weitere Festsetzungen zum Schutz gegen Larm sind daher nicht erforderlich.

Auswirkungen durch vom Plangebiet ausgehenden Verkehrslarm auf die Um-
gebung (Verkehrslarmfernwirkung)

Ausgehend von der unter C) 4. erlauterten Verkehrsuntersuchung zur Darstellung
der verkehrlichen Folgen der stadtebaulichen Entwicklung im Bereich Niedersach-
sendamm / Huckelriede und der insoweit prognostizierten Gesamtbelastung des
Verkehrs durch neue Siedlungsentwicklung am Niedersachsendamm, werden flr
das neue Wohngebiet mit ca. 250 Wohneinheiten rund 1.150 Kfz-Bewegungen pro
Tag prognostiziert. Dieser Verkehr wird Uber den Niedersachsendamm abgeleitet
und vermischt sich dort mit der bestehenden Verkehrsbelastung. Von der direkten
Zufahrt aus dem Plangebiet auf den Niedersachsendamm sind die dortigen Be-
standsnutzungen (Parkplatz der Roland-Klinik, Bereitschaftspolizei, Scharnhorst-
Kaserne) betroffen. Schutzenswerte Wohnnutzungen beginnen im weiteren Ver-
lauf des Niedersachsendammes ab Hausnummer 42. Laut der Berechnung im
Rahmen der schalltechnischen Stellungnahme zur Verkehrslarmfernwirkung fir
die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2417 kommt es zu einer gewissen Erho-
hung der Larmbelastung durch den vom Plangebiet ausgehenden zusatzlichen
Verkehr. Eine wesentliche Anderung der Verkehrslarmverhéltnisse liegt nur vor,
wenn durch die planbedingten zusatzlichen Ziel- und Quellverkehre der Beurtei-
lungspegel um mindestens 3 dB (A) erhoht wird. Hier betragt die durch die Planung
bedingte Erhdhung der vorhandenen Larmbelastung 1,8 dB(A) an den untersuch-
ten Immissionsorten. Zudem unterschreiten die berechneten Beurteilungspegel
tags den Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV (16. Verordnung zur Durchfiih-
rung des Bundesimmissionsschutzgesetzes) an allen festgesetzten Immissionsor-
ten; nachts halten die Beurteilungspegel den Immissionsgrenzwert ein. Insgesamt
wird daher die planbedingte Verkehrszunahme als geringfiigig und damit zumutbar
beurteilt (vgl. Kapitel C) 4.).

Sonstiges

Die sonstigen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 und in § 1a Abs. 3 und 4 BauGB genannten
Umweltbelange sind durch die Planung ebenfalls nur geringfiigig und damit nicht
in abwagungsrelevantem Male nachteilig betroffen.
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Finanzielle Auswirkungen / Gender-Priifung
Finanzielle Auswirkungen

Die Flachen im Plangebiet befinden sich tberwiegend im Privateigentum u.a. im
Eigentum der GEWOBA hins. Der Flachen fir ehem. Militérische Nutzungen. Nur
fur eine Teilflache zwischen Bewegungszentrum ,activo“ und Parkplatz der Ro-
land-Klinik hat sich die Stadtgemeinde zur Sicherung der Erschliefung Flachen
gesichert. Es ist beabsichtigt, dass die GEWOBA als Beglnstigte der ErschlieRung
die Kosten fir den Erwerb Ubernimmt.

Der Stadtgemeinde entstehen keine weiteren Kosten durch die Planung und auch
keine Planungsfolgekosten durch die Umsetzung der Planung. Nur wegen einer
mdglichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschliel3en, dass der Stadt Bre-
men Kosten entstehen koénnten. Die dafur erforderlichen Mittel werden — soweit
Dritte nicht zur vollstandigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden
kdnnen — durch Prioritatensetzung innerhalb der Eckwerte des Produktplans Kili-
maschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau (PPL 68) dar-
gestellt.

Gender-Prifung

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 2417 sind mdgliche unterschiedli-
che Auswirkungen auf Kinder, Frauen, Manner und Diverse betrachtet worden. Der
Bebauungsplan setzt ein allgemeines Wohngebiet fest, ohne spezifische Nachfra-
gegruppen zu bedienen. Kinder, Manner, Frauen und Diverse sowie insbesondere
Familien haben gleichermalRen Zugang zu dem Wohnangebot im Planbereich.

Far Entwurf und Aufstellung
Die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Im Auftrag
Stadtentwicklung und Wohnungsbau

gez. Viering

Bremen, 22. April 2021 Senatsrat
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	1. Art der baulichen Nutzung
	2. Maß der baulichen Nutzung
	Grundflächenzahl (GRZ)
	Im Geltungsbereich des Bebauungsplans soll im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 BauGB) eine Flächenausnutzung erreicht werden, die sich an den zulässigen Obergrenzen nach § 17 BauNVO orientiert.
	In Bezug auf die GRZ wird im Plangebiet das gem. § 17 Abs. 1 BauNVO zulässige Höchstmaß von 0,4 eingehalten. Auf der Fläche des Umweltbetriebs Bremen wird diese Obergrenze mit einer GRZ von 0,2 deutlich unterschritten. Die geringere Ausnutzbarkeit des...
	Für die Unterbringung des ruhenden Verkehrs einschließlich dem überwiegenden Teil der Fahrradabstellplätze ist der Bau von Tiefgaragen erforderlich. Unter Anrechnung dieser baulichen Anlagen darf die nach § 17 Abs. 1 BauNVO festgesetzte GRZ um 50 % üb...
	- Durch die Festsetzung einer intensiven Begrünung von 0,75 bzw. 1,0 m Höhe auf Tiefgaragen, von Dachbegrünung und breitfugiger Pflasterung für Nebenanlagen sind die Flächen in das Entwässerungskonzept für das Plangebiet integriert und leisten einen B...
	- Durch die genannten Festsetzungen wird trotz Unterbauung durch Tiefgaragen ein insgesamt grüner Eindruck des Plangebiets erreicht.
	Geschossflächenzahl (GFZ)
	In dem WA1 ist eine GFZ von 1,4 festgesetzt. Damit wird die definierte Obergrenze von 1,2 im überwiegenden Teil des Plangebiets überschritten. Die Überschreitung ist gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO aufgrund der nachfolgend benannten Gründe städtebaulich gere...
	- Es kann ein effektiver Beitrag zur Befriedigung der Nachfrage nach Wohnraum in einer bereits gut erschlossenen und gut mit Infrastruktur versorgten Lage geleistet werden.
	- Durch die unmittelbare Lage am Naherholungsgebiet Werdersee und die lockere Bebauung in diese Richtung ist eine ausreichende Belichtung und Belüftung gewährleistet und stehen umfangreiche öffentliche Freiräume zur Verfügung, sodass gesunde Wohn- und...
	- Die höhere Riegelbebauung zum Niedersachsendamm schirmt das Quartier von den sich dort befindenden Lärmquellen ab und trägt ebenfalls zu einer Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse bei.
	Im Bereich des WA 2 (Fläche des Umweltbetriebs) beträgt die GFZ 0,9. Dort werden, analog zur festgesetzten GRZ, die Obergrenzen für Allgemeine Wohngebiete deutlich unterschritten. Die geringere Ausnutzbarkeit des Grundstücks resultiert auch hier aus d...
	Gebäudehöhe und Geschossigkeit
	Die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Gebäudehöhen und Geschossigkeiten sind aus der städtebaulichen Konzeption übernommen. Die Gebäudehöhen von 19 bis 25 m über Normalhöhennull (NHN) orientieren sich an den ehemaligen Kasernenbauten und dem Ge...
	Um eine Beeinträchtigung des Ortsbildes durch Dachaufbauten zu verhindern, wird für die mit einem Flachdach versehenen Gebäude die Überschreitung der Gebäudehöhe durch technische Aufbauten, Aufzugsüberfahrten, Treppenhausausstiege und Solarenergieanla...
	3. Bauweise, Baugrenzen
	4. Verkehr
	Motorisierter Individualverkehr (MIV); planbedingte Verkehrszunahmen
	Im Rahmen der verschiedenen Bebauungsplanverfahren in Huckelriede rund um den Niedersachsendamm sowie des Bebauungsplans Gartenstadt Werdersee wurde – unter Berücksichtigung der o.g. Vorbelastungen - in einer Verkehrsuntersuchung (VR Verkehrs- und Reg...
	Folgende Knotenpunkte mit Relevanz für die mit dem Bebauungsplan 2417 bewirkte Nachverdichtung und deren verkehrliche Auswirkungen wurden untersucht:
	 Knotenpunkt 1: Niedersachsendamm / Huckelriede / Habenhauser Landstraße
	 Knotenpunkt 2: Niedersachsendamm / Buntentorsdeich / Werderhöhe
	Dabei wurden die Prognoseverkehre, die durch die Umsetzung der verschiedenen Bebauungspläne entstehen, gutachterlich berechnet, auf das vorhandene Verkehrsnetz umgelegt und mit den Bestandsverkehren und -prognosen der oben genannten Knotenpunkte zusam...
	Im Ergebnis bleibt das gesamte Straßensystem im Planungsraum nach Realisierung der verschiedenen Bauvorhaben leistungsfähig; auch sind die mit der Neuplanung des allgemeinen Wohngebiets zu erwartenden Pkw-Mehrverkehre nur geringfügig. Einer baulichen ...
	Das Bebauungsplangebiet wird für den MIV nur über eine Verkehrsachse (Niedersachsendamm und eine Planstraße) erschlossen. Um die Störanfälligkeit dieser Erschließungssituation zu bewerten, wurde die VR Verkehrs- und Regionalplanung GmbH mit einer vert...
	Perspektivisch soll bei einer weiteren Siedlungsentwicklung z.B. auf den restlichen Kasernenflächen oder anderen aufzugebenden Teilflächen des Friedhofes zusätzliche Anbindungsmöglichkeiten an das Verkehrsnetz geprüft werden. Derzeit bestehen für das ...
	Die innere Erschließung erfolgt durch eine Stichstraße, die im Westen an den Niedersachsendamm anschließt und an der südlichen Grundstücksgrenze verläuft. Durch den Verlauf wird auch die alternative Zuwegung des Kasernengrundstücks gesichert, die im N...
	Im Bebauungsplan wird textlich festgesetzt, dass Kfz-Stellplätze nur in den vorgesehenen Tiefgaragen zulässig sind (vgl. textliche Festsetzung Nr. 3.5). Damit wird planerisch beabsichtigt, die Grundstücksflächen, die nicht überbaut werden, von Stellpl...
	Anbindung an das System des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV)
	Fuß- und Radverkehr
	5. Nebenanlagen
	6. Lärmimmissionen
	7. Grünordnerische Festsetzungen
	8. Entwässerung, Starkregenvorsorge und Entsorgung
	9. Klimaschutz / Energie
	10. Altlasten, Kennzeichnung von Flächen
	11. Nachrichtliche Übernahmen
	12. Sonstige Hinweise
	D) Umweltbelange

